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A. Einleitung

Die  Durchführung  des  Zwangsversteigerungsverfahrens  ist  eine  der 

anspruchsvollsten  und  schwierigsten  Aufgaben  der  Rechtspflege,  wobei  viele 

Hindernisse und Tücken zu beachten sind. Nicht nur die Verfahrensregeln an sich 

und die grundbuchersichtlichen Rechte können Schwierigkeiten bereiten, sondern 

auch  die  Behandlung  der  nicht  aus  dem Grundbuch  ersichtlichen  Rechte  und 

Belastungen, wie zum Beispiel die Flurbereinigung, Restitutionsansprüche oder 

Baulasten, können zu einem echten Problem werden.

Mit  dieser  Diplomarbeit  soll  auf  die  wichtigsten  Problematiken  dieser 

Belastungen eingegangen werden und wie damit in der Praxis zu verfahren ist.

B. Baulasten

I. Definition

Baulasten  sind  Teil  des  öffentlichen  Rechts  und  geregelt  in  den  jeweiligen 

Landesbauordnungen. Sie sind ein eigenständiges Rechtsinstitut des Landesrechts1 

und werden entsprechend § 83 Abs. 4 SächsBO nicht in das Grundbuch, sondern 

in  den  meisten  Bundesländern,  mit  Ausnahme  von  Bayern,  denn  in  diesem 

Bundesland  ist das  Institut  der  Baulast  unbekannt,  in  ein  gesondertes 

Baulastenverzeichnis  eingetragen,  welches  in  Sachsen  bei  der 

Bauaufsichtsbehörde geführt wird. 

Baulasten  verpflichten  die  betroffenen  Grundstückseigentümer  zu  einem 

bestimmten Tun, Dulden oder Unterlassen bezüglich ihrer Grundstücke.2

Gemäß  §  83  Abs.  1  S.  1  SächsBO  können  nur  solche  Verpflichtungen 

übernommen werden, die sich nicht schon aus öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

ergeben.

Die Bestellung einer Baulast hat die Umsetzung des materiellen Baurechts zum 

Ziel3, allerdings bewirkt deren Eintragung keine direkte Änderung der rechtlichen 

Gegebenheiten. Die Baulast beseitigt lediglich bestehende rechtliche Hindernisse, 

1 Stöber, Handbuch der Rechtspraxis, § 90 Rn. 22.
2 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz, § 66 Rn. 6.5.
3 Seitz; vgl. auch OVG Rheinland-Pfalz, B. v. 6.11.2009, 8 A 10851/09, BauR 2010, 216. 
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die eine Umsetzung des Bauvorhaben verhindern könnten.4

Mit der Bestellung einer Baulast ist es auch möglich, nicht im Gesetz verankerte 

baurechtliche  Obliegenheiten  selbst  mit  Wirkung  gegen  den  Rechtsnachfolger 

festzulegen.5

Auch die Begründung einer Baulast unter einer auflösenden Bedingung oder die 

Bestellung auf Zeit ist rechtlich möglich.6

Die  gesetzliche  Grundlage,  auf  denen  die  Baulast  beruht,  ist  in  Sachsen  die 

sächsische Bauordnung, kurz SächsBO.

Da die Baulast lediglich ein Institut öffentlich-rechtlicher Natur ist, kann nur die 

Bauaufsichtsbehörde selbst Ansprüche aus der Baulast ableiten.7

Für eine zivilrechtliche Sicherung dieser  Ansprüche wäre für den begünstigten 

Grundstückseigentümer zusätzlich noch die Eintragung einer Grunddienstbarkeit 

gemäß § 1018 ff. BGB von Nöten.8

Die  Ermächtigung  der  Landesgesetzgeber,  das  Wesen  der  Baulast  in  eigener 

Zuständigkeit zu regeln, ergibt sich nicht direkt, sondern nur mittelbar aus den 

Artikeln 70, 72 Abs. 1 GG i.V.m. dem bundesrechtlichen Baurecht und Artikel 111 

EGBGB.9

Auch hindern weder Artikel 74 Nr.  1 GG, noch die  §§ 1018, 1019 BGB eine 

eigene landesrechtliche Ausgestaltung der Baulast.10

Die in den jeweiligen Landesbauordnungen aufgeführten Beispiele der Baulasten 

sind nicht abschließend geregelt.11 Darüber hinaus besteht in der Praxis ein breites 

Anwendungsspektrum.12 

Typische Baulasten sind zum Beispiel die Sicherung einer Zufahrt nach § 4 Abs. 1 

SächsBO, die Sicherung einer Abstandsfläche nach § 6 Abs. 2 SächsBO oder die 

Nutzungsbeschränkung nach § 35 Abs. 5 BauGB. Aber auch die Duldung von 

4 BVerwG, B. v.  27.9.1990, 4 B 34/90, 4 B 35/90, NJW 1991, 713.
5 Drischler, NVwZ 1985, 726.
6 Drischler, a. a. O., m. w. N.
7 BVerwG, B. v. 27.9.1990, 4 B 34/90, 4 B 35/90, NJW 1991, 713.
8 BVerwG, a. a. O.
9 BVerwG, a. a. O.
10 BVerwG, a. a. O.
11 OVG Berlin, U. v. 29.10.1993, 2 B 35.92, NJW 1994, 2971.
12 Masloh, NJW 1995, 1993.
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Leitungen zur Abwasserbeseitigung13 oder die Verpflichtung ein Gebäude nicht als 

Einzelhandelsbetrieb zu benutzen14, können nach Ansicht der Rechtsprechung mit 

einer Baulast abgesichert werden.

Eine der wichtigsten Baulastarten ist jedoch die sogenannte Vereinigungsbaulast. 

Hierbei verpflichten sich die Eigentümer zweier Grundstücke, diese baurechtlich 

als eine Einheit behandeln zu lassen. Eine Vereinigungsbaulast wird somit bestellt, 

wenn ein Teil eines Gebäudes auf einem fremden Grundstück errichtet werden 

muss.15 Denn  §  4  Abs.  2  SächsBO  schreibt  vor,  dass  die  Errichtung  eines 

Gebäudes  auf  mehreren  Grundstücken  nur  zulässig  ist,  wenn  rechtlich 

sichergestellt wird, dass keine Verhältnisse eintreten können, die eine Vorschrift 

der SächsBO verletzen oder ihr widersprechen.

Ziel der Vereinigungsbaulast ist es folglich, den Eigentümern die Möglichkeit der 

Errichtung eines Gebäudes auf mehreren Grundstücken zu geben, ohne dass dabei 

ein baurechtlicher Zustand entsteht, der den Vorschriften der Landesbauordnungen 

widerspricht.16

II. Abgrenzung Baulast und Grunddienstbarkeit

Baulasten ähneln in der Möglichkeit der abzusichernden Grundstücksnutzungen 

der Grunddienstbarkeit nach § 1018 ff. BGB, jedoch bestehen auch gravierende 

Abweichungen.

Die  Baulasten  und  die  Grunddienstbarkeiten  sind  zwei  voneinander  völlig 

unabhängige Rechtsinstitute. 

Sie  werden nicht  nur  bei  verschiedenen Behörden (beim Amtsgericht  und der. 

Bauaufsichtsbehörde)  geführt,  sondern  beruhen  auch  auf  unterschiedlichen 

Gesetzgebungen.17 Die  im  Grundbuch  eingetragenen  Rechte  sind  durch  das 

damalige Reichsrecht, dem heutigen Bundesrecht, entstanden.18 Die Eintragungen 

im Baulastenverzeichnis hingegen begründen sich auf das jeweilige Landesrecht.19 

13 Masloh, NJW 1995, 1993, m.w. N.
14 Masloh, a. a. O., m.w. N.
15 Riedel, NZBau 2006, 565.
16 Riedel, a. a. O.
17 Drischler, NVwZ 1985, 726.
18 Drischler, a. a. O.
19 Drischler, a. a. O.
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Außerdem  fehlt  den  Eintragungen  im  Baulastenverzeichnis  der  sogenannte 

„öffentliche Glaube“ im Sinne des § 892 BGB, der den Rechten im Grundbuch 

innewohnt.  Dies  hat  zur  Folge,  dass  vom  einem  tatsächlichen  Bestand  einer 

eingetragenen Baulast nicht ausgegangen werden kann.20

Der wesentliche Unterschied zwischen einer Baulast und einer Grunddienstbarkeit 

besteht allerdings darin, dass es sich bei der Baulast um eine öffentlich-rechtliche 

Verpflichtung  zwischen  dem  Grundstückseigentümer  und  der  entsprechenden 

Bauaufsichtsbehörde handelt.  Die Baulast ist demnach ein öffentlich-rechtliches 

Sicherungsmittel. 

Dementsprechend  kann  nur  die  Bauaufsichtsbehörde  Rechte  aus  der  Baulast 

geltend  machen.  Baulasten  sichern  also  die  Durchsetzung  des  materiellen 

Baurechts und dienen zur Absicherung bauplanungsrechtlicher Erfordernisse.21

Grunddienstbarkeiten  nach  §  1018  BGB  sind  Teil  des  Sachenrechts  und  ein 

zivilrechtliches  Rechtsinstitut.  Sie  gewähren  das  Recht  zur  Nutzung  des 

Grundstücks  in  einzelnen  Beziehungen  für  den  jeweiligen  Eigentümer  eines 

anderen Grundstücks. Der Eigentümer des dienenden Grundstücks kann auch zu 

einer Duldung oder Unterlassung verpflichtet werden, § 1018  BGB.

Sie  wirken  als  dingliches  Recht  zwischen  dem  jeweiligen  Begünstigten  und 

Betroffenen der Grunddienstbarkeit.22

Als Teil des Sachenrechts ist es möglich, die Grunddienstbarkeit im Grundbuch zu 

vermerken. Außerdem erstreckt sich der „öffentliche Glaube“ im Sinne des § 892 

BGB auf die Rechte im Grundbuch.23

Gemäß § 1019 BGB muss die Bestellung der Dienstbarkeit für das herrschende 

Grundstück  einen  Vorteil  gewähren.  Die  Art  des  Vorteils  ist  dabei  vielfältig 

gestaltbar. Wenn der Nutzen für das Grundstück fehlt, ist die Grunddienstbarkeit 

nicht entstanden.24

20 Drischler, a. a. O.
21 Vgl. Drischler, a. a. O.
22 Drischler, a. a. O., m. w. N.
23 Drischler, a. a. O.
24 Vgl. OLG Hamm, B. v. 12.2.2008, 15 W 360/07, Rpfleger 2008, 356-357.
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III. Öffentliche Last i. S. § 10 Abs. 1 Nr. 3 ZVG?

§ 10 Abs. 1 Nr. 3 ZVG setzt eine öffentliche Last voraus, um das Vorrecht der 

vorrangigen Befriedigung in der Zwangsversteigerung zu gewähren. 

Eine öffentliche Last ist eine Abgabenverpflichtung, die durch Geld als einmalige 

oder  wiederkehrende  Leistung  zu  erfüllen  ist.  Weiterhin  muss  neben  der 

persönlichen Haftung auch das Grundstück dinglich für die Abgabenverpflichtung 

haften.25

Die jeweilige Abgabenverpflichtung muss nicht direkt im Gesetz als öffentliche 

Last  bezeichnet  sein,  um die  gestellten  Anforderungen zu  erfüllen.  Es  genügt, 

wenn sich die Bedingungen aus dem Wesen der Zahlungspflicht selbst feststellen 

lassen.26 Maßgeblich für die Entscheidung, ob eine öffentliche Last vorliegt, ist 

jedoch, dass es sich um eine durch Geld zu begleichende Abgabenverpflichtung 

handelt.27

Eventuell könnten die durch die Baulast gesicherten Beiträge in diese Rangklasse 

aufgenommen werden, falls solche Beiträge überhaupt vorhanden sind und diese 

auch als öffentliche Last zu klassifizieren wären.

Baulasten  entstehen  bereits  mit  Eingang  der  notariell  beurkundeten 

Bestellungserklärung des Grundstückseigentümers bei der Bauaufsichtsbehörde.28

Die  Erklärung  bedarf  laut  §  83  Abs.  2  S.  1  SächsBO  der  Schriftform.  Die 

Unterschrift unter der Bestellungsurkunde hingegen muss nach Maßgabe des § 83 

Abs. 2 S.  2 SächsBO „öffentlich beglaubigt oder vor der Bauaufsichtsbehörde  

geleistet oder von ihr anerkannt werden.“

Durch Baulasten können allerdings keinerlei  Zahlungsverpflichtungen gesichert 

werden.  Dies  ist  den  Grundpfandrechten  des  bürgerlichen  Rechts  vorbehalten. 

Eine durch Geld zu zahlende Abgabenverpflichtung kann somit nicht Inhalt einer 

Baulast sein.29

25 BGH, U. v. 27. 11.1970, V ZR 52/68, MDR 1971, 205.
26 BGH, a. a. O.
27 BGH, a. a. O.
28 Drischler, NVwZ 1985, 726.
29 Drischler, a. a. O.
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Auch  öffentlich-rechtliche  Verbindlichkeiten  können  keine  Sicherung  durch 

Baulasten erhalten, da diese bereits das Vorrecht des § 10 Abs. 1 Nr. 3 ZVG bei 

der Versteigerung genießen.30

Bei der  Baulast  handelt  es sich aufgrund dessen um keine öffentliche Last im 

Sinne der Rangklasse des § 10 Abs. 1 Nr. 3 ZVG. Sie wäre hingegen, falls eine 

Eintragung im Grundbuch zulässig wäre, in der Rangklasse des § 10 Abs. 1 Nr. 4 

ZVG ins geringste Gebot aufzunehmen.31

IV. Verfahrensbeteiligung

Für das gesamte Zwangsversteigerungsverfahren ist der Inhalt des Grundbuches 

von ausschlaggebender Bedeutung.32

Die zur  Zeit  der  Eintragung des  Versteigerungsvermerkes  aus  dem Grundbuch 

ersichtlichen Rechte werden gemäß § 45 Abs. 1, 1. HS ZVG von Amts wegen im 

Verfahren berücksichtigt. Alle anderen Rechte oder Ansprüche müssen von dem 

jeweiligen Berechtigten rechtzeitig bis zur Aufforderung zur Abgabe von Geboten 

zum Verfahren angemeldet und gegebenenfalls zusätzlich noch glaubhaft gemacht 

werden.33

Da die Baulast nicht im Grundbuch vermerkt werden kann, müsste diese ebenfalls 

angemeldet werden, falls sie Berücksichtigung im Verfahren finden soll.34

Fraglich ist allerdings, wer der Berechtigte ist, der die Baulast anmelden muss. 

Laut  Meinung von Drischler35,  ist  lediglich  die  Bauaufsichtsbehörde  und nicht 

etwa der Eigentümer des dienenden Grundstücks oder gar ein anderer, durch die 

Baulast  begünstigter  Grundstückseigentümer,  zur  Anmeldung  berechtigt.  Diese 

Ansicht  entsteht  aus  der  Tatsache,  dass  allein  die  Bauaufsichtsbehörde  auch 

Ansprüche aus der Baulast herleiten kann. 

Darüber  hinaus  ersetzt  eine  eventuell  vorhandene  Kenntnis  des 

Versteigerungsgerichtes  oder  eines  Verfahrensbeteiligten  von einer  bestehenden 

30 Drischler, a. a. O.
31 Drischler, a. a. O.
32 Drischler, a. a. O.
33  Drischler, a. a. O.; vgl. auch Sachse, NJW 1979, 195, 198.
34  Drischler, a. a. O.: vgl. auch Sachse, a. a. O.
35 Drischler, NVwZ 1985, 726, 727.
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Baulast nicht das Erfordernis zur Anmeldung der Baulast.36

Allerdings führt eine fehlende Anmeldung der Baulast in der Zwangsversteigerung 

nicht zu deren Untergang. Die Baulast bleibt dennoch weiterhin bestehen.37

V. Hinweispflichten des Versteigerungsgerichts

Der  Rechtspfleger  gibt  im Versteigerungstermin  allen  Anwesenden  die für  die 

Versteigerung relevanten Verhältnisse bekannt. Dazu gehören neben dem Verlesen 

des  wesentlichen  Inhalts  des  Grundbuchs  nach  §  42  ZVG,  die  Kundgabe  des 

betreibenden Gläubigers und seinen Ansprüchen, aus denen er betreibt, auch die 

Mitteilungen  der  Baubehörde  über  Baubeschränkungen.  Eintragungen  im 

Baulastenverzeichnis  werden  im  Versteigerungstermin  im  Zuge  der 

Bekanntmachung  der  erfolgten  Anmeldungen  entsprechend  §  66  ZVG  allen 

anwesenden  Beteiligten  und  Bietinteressenten  bekanntgegeben,38 falls  dem 

Vollstreckungsgericht ein Auszug aus dem Baulastenverzeichnis zugegangen ist.39

Sollte einer solche Auszug nicht vorliegen, besteht für den Ersteher die Gefahr, 

dass  er  ein  mit  einer  Baulast  belastetes  und  infolgedessen  erheblich  im  Wert 

gemindertes Grundstück ersteigert,  ohne vorher  Kenntnis von der  Existenz der 

Baulast erhalten zu haben.40

Denn auf die bloße Vermutung hin, dass eine Baulast am versteigerten Grundstück 

bestehen könnte, unternimmt das Versteigerungsgericht keinerlei Amtsermittlung, 

ob tatsächlich Eintragungen im Baulastenverzeichnis vorhanden sind. Eine solche 

Ermittlungspflicht ist weder gesetzlich dem Versteigerungsgericht auferlegt, noch 

ergibt es sich aus der allgemeinen Fürsorgepflicht des Gerichtes.41 

Auch sollte im Rahmen der Gutachtenerstellung durch den Sachverständigen das 

Vorliegen  einer  Baulast  überprüft  und  der  Wert  des  Grundstückes  demnach 

festsetzt werden.42 Das Vorhandensein einer Baulast würde dann im angefertigten 

36 Drischler, a. a. O.
37 Oberverwaltungsgericht für das Land Schleswig-Holstein, U.v. 19.5.1992, 1 L 99/91, 

Gemeinde 1993, 16.
38 Drischler, NVwZ 1985, 726, 727.
39 Stöber, Handbuch der Rechtspraxis, Rn. 307.
40 Masloh, NJW 1995, 1996.
41 Stöber, Handbuch der Rechtspraxis, Rn. 307.
42 Drischler, NVwZ 1985, 726, 727.
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Gutachten vermerkt werden müssen. In diese Expertise kann jeder Bietinteressent 

im  Rahmen  des  Versteigerungstermins  Einsicht  erhalten  und  sich  über  das 

Bestehen einer Baulast informieren.

Nur für den Fall,  dass die Eintragung einer Baulast  dem Versteigerungsgericht 

positiv  bekannt  ist  oder  begründete  Anhaltspunkte  für  ein  Bestehen  oder  eine 

Übernahme einer Baulast vorliegen, muss das Gericht von Amts wegen die nötige 

Sachverhaltsaufklärung treffen.43

Der Ersteher trägt somit in den meisten Fällen selbst das Risiko, dass eventuell 

eine  Baulast  am  Grundstück  lastet.  Eine  vorherige  Einsicht  in  das 

Baulastenverzeichnis  und  das  vom  Sachverständigen  erstellte  Gutachten  ist 

dementsprechend  vor  der  Abgabe  von  Geboten  bei  der  Zwangsversteigerung 

ratsam.

VI. Erlöschen der Baulast durch Zuschlagserteilung?

1. Erste Ansicht

Die Baulast wird bei der Versteigerung nicht mit in das geringste Gebot nach § 52 

ZVG aufgenommen.  Denn die  Baulast  ist  kein  Recht  am Grundstück im dem 

Sinne wie beispielsweise die Grunddienstbarkeit,  sondern es handelt sich dabei 

nur um eine verwaltungsrechtliche Verpflichtung des Eigentümers.44

Jedoch besteht sowohl in der Rechtsprechung als auch in der Literatur einheitlich 

die Ansicht, dass § 52 ZVG nicht abschließend formuliert ist und auch außerhalb 

des geringsten Gebots weitere (nicht eintragungsfähige) Rechte bestehen bleiben 

können, wenn dies im Einzelfall durch den Gesetzgeber festgelegt wurde.45

So gewähren beispielsweise die §§ 2 Abs. 1, 4 Abs. 1 und § 9 Abs. 1 EGZVG dem 

Landesgesetzgeber die Möglichkeit, andere, nach Landesrecht begründete Rechte 

vom  Versteigerungsverfahren  unberührt  zu  lassen,  selbst  wenn  diese  bei  der 

Feststellung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt worden sind.46

Nach  Ansicht  des  Bundesverwaltungsgerichts47 wurde  von  dieser 

43 Stöber, Handbuch der Rechtspraxis, Rn. 307, m.w. N.
44 BVerwG, B. v. 29.10.1992, 4 B 218.92, MDR 1993, 539.
45 BVerwG, a. a. O.
46 BVerwG, a. a. O.
47 BVerwG, a. a. O.
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Regelungsmöglichkeit in Anbetracht der Baulast Gebrauch gemacht, weshalb das 

entsprechende Landesrecht  die  formellen  und materiellen  Bedingungen für  das 

Entstehen und Erlöschen einer Baulast diktiert.

Die Bedingungen für das Erlöschen einer Baulast  wurden in § 83 Abs. 3 S. 1 

SächsBO  festgelegt.  Demnach  erlischt  die  Baulast  nur  durch  den  schriftlich 

erklärten  Verzicht  der  Bauaufsichtsbehörde,  wenn  der  Sicherungsgrund  der 

Baulast entfallen ist. Der Verzicht wird entsprechend § 83 Abs. 3 S. 4 SächsBO 

erst mit Eintragung im Baulastenverzeichnis wirksam. 

Dieser  Betrachtungsweise  folgend,  wird  die  durch  die  Baulast  begründete 

Verpflichtung zur Nutzungsbeschränkung, Duldung oder Unterlassung nicht durch 

den vollzogenen Eigentumswechsel im Zwangsversteigerungsverfahren oder die 

Nichtberücksichtigung  im  Versteigerungsverfahren  berührt  oder  verliert  gar 

dadurch ihre Geltung.48

Die Baubeschränkung besteht aufgrund dessen ungeachtet der Zuschlagserteilung 

fort.

2. Zweite Ansicht

Entgegen den vorstehenden Ausführungen vertritt Drischler49 eine andere Ansicht. 

Er ist der Auffassung, dass die Anmeldung der Baulast zum Verfahren nicht deren 

Aufnahme ins geringste Gebot zur Folge hätte. Er argumentiert, dass aufgrund des 

im Versteigerungsverfahren vorherrschenden Deckungsgrundsatzes  (§ 44 ZVG) 

generell eine Aufnahme einer Baulast ins geringste Gebot nicht möglich sei.

Denn  der  Deckungsgrundsatz  regelt,  dass  nur  Ansprüche,  die  dem 

bestbetreibenden Gläubiger im Rang vorgehen, ins geringste Gebot aufzunehmen 

sind.

Drischler führt weiterhin aus, dass, da Baulasten nicht ins Grundbuch eingetragen 

werden  können,  auch  kein  Rangverhältnis  zwischen  den  Rechten  aus  dem 

Grundbuch  und  den  Eintragungen  im Baulastenverzeichnis  bestehen  kann  und 

dementsprechend eine Baulast einem betreibenden Gläubiger nicht vorrangig sein 

könnte.50

48 BVerwG, a. a. O.
49 Drischler, NVwZ 1985, 726, 727.
50 Drischler, a. a. O.
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Zugegebenermaßen werde von Teilen der Literatur ein gewisses Rangverhältnis 

zwischen  dem Baulastenverzeichnis  und  dem Grundbuch  anerkannt,  da  davon 

ausgegangen wird, 

dass eine Baulast gegenüber einem dinglichen Rechtsinhaber, dessen Recht bereits 

vor der Bestellung der Baulast im Grundbuch eingetragen wurde, unwirksam sei. 

Dieser Gedanke wird aber nicht aus den Grundsätzen des Versteigerungsrechtes 

entnommen,  sondern  es  wird  vielmehr  darauf  verwiesen,  dass  ein  solcher 

dinglicher  Berechtigter  nicht  Rechtsnachfolger  des  Grundstückseigentümers ist, 

sowie § 83 Abs. 1 S. 2 SächsBO dies fordert.51

Die  Baulast  würde  dementsprechend  seine  Wirkung  nicht  gegenüber  einem 

solchen Berechtigten entfalten können.

Allerdings  gewährt  das  Zwangsversteigerungsrecht  auch  Ausnahmen  vom 

Deckungsgrundsatz. 

Beispielsweise bietet § 52 Abs. 2 ZVG die Möglichkeit, dass die darin enthaltenen 

Rechte generell bestehen bleiben, auch wenn sie nicht bei der Feststellung des 

geringsten Gebots berücksichtigt wurden.

Allerdings lässt sich die Baulast nicht in die Gruppe dieser Rechte einordnen.

Weiter  führt  Drischler  aus,  dass  der  Verweis  auf die  Anwendbarkeit  des  §  9 

EGZVG, die ein Bestehenbleiben der Baulast begründen würde, nicht sachgerecht 

wäre. 

§ 9 EGZVG erlaubt,  dass „ein nach Landesrecht begründetes Recht  an einem  

Grundstück,  das  nicht  in  einer  Hypothek  besteht  und  zur  Wirksamkeit  gegen  

Dritte der Eintragung nicht bedarf, (...)  von der Zwangsversteigerung unberührt  

bleiben kann,  auch wenn  es  bei  der  Feststellung  des  geringsten  Gebots  nicht  

berücksichtigt ist.“

Diese  Regelung  gelte  jedoch  bloß  für  die  sogenannten  „altrechtlichen 

Dienstbarkeiten“, die noch vor dem Inkrafttreten des BGB entstanden sind. Eine 

entsprechende Anwendung auf Baulasten hingegen ist vom Gesetzesgeber nicht 

vorgesehen.

Darüber hinaus könnte zwar der jeweilige Landesgesetzgeber über den Artikel 2 

Abs. 1 EGBGB i. V. mit weiteren Vorschriften des Einführungsgesetzes auch für 

51 Drischler, a. a. O., m.w. N.
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andere Rechte den Anwendungsbereich des § 9 EGZVG eröffnen. 

Jedoch ist der o.g. Verfasser der Meinung, dass der keiner der Landesgesetzgeber 

von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht habe, so dass eine Anwendbarkeit des 

§ 9 EGZVG nicht gegeben sei. Allein die Formulierung des Gesetzgebers in §  83 

Abs.  1  2.  HS  SächsBO,  dass  „Baulasten  gegenüber  dem  Rechtsnachfolger  

wirken“ genüge nach Ansicht  des Autors den Anforderungen des § 9 EGZVG 

nicht, um die Baulast bestehen zu lassen.52

Drischler ist in seinem Aufsatz schlussendlich der Überzeugung, dass eine Baulast 

nicht  ohne Weiteres  in  der  Zwangsversteigerung erhalten bleiben kann.  Seines 

Erachtens  besteht  lediglich  die  Möglichkeit,  dass  auf  Antrag  der 

Bauaufsichtsbehörde  das  Bestehen  der  Baulast  nach  §  59  ZVG als  besondere 

Versteigerungsbedingung  festzustellen  ist.  Dies  müsste  durch  die 

Bauaufsichtsbehörde  im  Zuge  der  Anmeldung  der  Baulast  zum  Verfahren 

beantragt werden.

Dieser Antrag birgt allerdings keine Garantie, dass die Baulast aufrecht erhalten 

bleiben kann, denn das Grundstück müsste  dann doppelt  ausgeboten werden – 

einmal mit und einmal ohne die abweichenden Versteigerungsbedingungen. 

Der  Zuschlag  wird  stets  auf  das  höchste  abgegebene  Gebot,  bei  gleich  hohen 

Geboten  auf  das  Gebot  mit  den  abweichenden  Versteigerungsbedingungen 

erteilt.53

3. Fazit

Demzufolge führt, je nach vertretener Ansicht, die Erteilung des Zuschlages zu 

einem Erlöschen der Baulast. Das Bundesverwaltungsgericht vertritt die Ansicht, 

dass die Zuschlagserteilung die Baulast  nicht in ihrem Bestand beeinträchtigen 

kann.  Wohingegen  Drischler  die  Auffassung  teilt,  dass  nur  das  rechtzeitige 

Anmelden  der  Baulast  zum  Verfahren  und  der  Zuschlagserteilung  auf  die 

abweichenden Versteigerungsbedingungen die Baulast bestehen lassen können.

Die Ansicht Drischlers stellt sich jedoch in der Praxis problematisch dar, denn 

sollte  dieser  Meinung  gefolgt  werden  und  die  Baulast  durch  die 

Zuschlagserteilung erlöschen, hätte dies möglicherweise zur Folge, dass durch das 

52 Drischler, a. a. O.
53 Drischler, a. a. O.
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Erlöschen  der  Baulast  ein  baurechtswidriger  Zustand  entstehen  könnte,  der  ja 

gerade durch die Bestellung der Baulast verhindert werden sollte.54

VII. Wirkung der Baulast gegenüber dem Ersteher

§  83  Abs.  1  2.  HS  SächsBO  regelt,  dass  die  Baulast  auch  „gegenüber  dem 

Rechtsnachfolger“  wirkt.  Auch  der  Ersteher  eines  mit  einer  Baulast  belasteten 

Grundstücks kann unter  den Begriff  des Rechtsnachfolgers  subsumiert  werden, 

was zur Folge hat, dass dieser die entsprechende Verpflichtung aus der Baulast 

übernehmen muss.55

Denn die durch die Baulast gesicherte Verpflichtung ruht auf dem Grundstück. Sie 

ist dabei unbeeinflusst von der Person des Grundstückseigentümers. Die Baulast 

wirkt  deshalb  auch  gegenüber  dem  Rechtsnachfolger  des 

Grundstückseigentümers.56

Das gleiche gilt selbst dann, wenn die Baulast weder zum Verfahren angemeldet, 

noch ins geringstes Gebot aufgenommen wurde.57

 

Jedoch  entfaltet  die  Baulast,  laut  der  Ansicht  Drischlers58,  keine  Wirkung 

gegenüber Dritten,  die bereits  vor der Bestellung der Baulast  Inhaber eines im 

Grundbuch  eingetragenen  Rechts  waren,  da  die  Rechtsinhaber  nicht  als 

Rechtsnachfolger im Sinne der Bauordnung gelten.

VIII. Übernahme der Baulast im Versteigerungsverfahren

Die Bestellung einer Baulast stellt eine Verfügung über das Grundstück dar. Denn 

bei einer Verfügung handelt es sich um jedes Rechtsgeschäft, welches das Wesen 

des  Rechts  unmittelbar  durch  Übertragung,  Aufhebung,  Belastung  oder 

Inhaltsänderung verändert.59

Die Baulast kann nur wirksam entstehen, wenn der Grundstückseigentümer bei 

54 Oberverwaltungsgericht für das Land Schleswig-Holstein, U. v. 19.5.92, 1 L 99/91, Gemeinde 
1993, 16.

55 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz, § 66, Rn. 6.5.
56 Stöber, a. a. O.
57 Masloh, NJW 1995, 1996, m.w.N.
58 Drischler, NVwZ 1985, 726, m.w. N.
59 OVG Nordrhein-Westfalen, U.v. 9.5.1995, 11 A 4010/92, NJW 1996, 275.
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der Abgabe der Übernahmeerklärung die erforderliche Verfügungsbefugnis über 

das Grundstück besitzt.60

Wurde  aber  bereits  vor  Abgabe  der  Erklärung  die  Zwangsversteigerung 

angeordnet  und ist  die  Beschlagnahme des  Grundstücks  nach §§ 20,  23 ZVG 

ebenfalls  bereits  wirksam geworden, tritt  ein relatives Veräußerungsverbot zum 

Schutz des betreibenden Gläubigers in Kraft.61

Dies  bewirkt,  dass  sämtliche  Verfügungen  des  Schuldners  nach  der 

Beschlagnahme  dem  betreibenden  Gläubiger  gegenüber  unwirksam  sind. 

Dementsprechend ist  der  Grundstückseigentümer in  Bezug auf  das  Grundstück 

nicht mehr verfügungsbefugt und die Wirkung des Verfügungsverbotes entfaltet 

sich darin, dass die Baulast gar nicht erst entstehen kann.62 Denn sollte die Baulast 

wirksam bestellt werden können, besteht nach den oben geschilderten Ansichten 

die Möglichkeit, dass diese auch nicht durch Zuschlagserteilung erlischt, sondern 

vom Rechtsnachfolger, sprich dem Ersteher, zu übernehmen wäre.63

Die Bestellung einer Baulast trotz des Verfügungsverbotes könnte jedoch für den 

Erwerber weitreichende Folgen haben, da dies den Verkehrswert des Grundstückes 

erheblich  mindern  würde.  Eine  Versteigerung  wäre  erheblich  erschwert  oder 

würde die Befriedigung des Gläubigers schmälern. Zum Schutz des Gläubigers 

bewirkt das Veräußerungsverbot des § 23 ZVG folglich, dass eine Baulast nach 

erfolgter Beschlagnahme des Grundstückes ohne Zustimmung des betreibenden 

Gläubigers nicht wirksam entstehen kann.

60 Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, U. v. 18.7.1995, 11 A 11/94, NJW 
1996, 1362. 

61 Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, a. a. O.
62 Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, a. a. O.
63 Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, a. a. O.
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C. Anfragen aus dem Bauordnungsrecht

I. Allgemeines

Typische  Beispiele  für  solche  Anfragen  sind  das  Sanierungsverfahren,  das 

Enteignungsverfahren  und  Umlegungsverfahren.  Für  die  jeweiligen  Verfahren 

können  entsprechende  Vermerke  neben  den  typischen  Grundbuchrechten  und 

-belastungen in Abteilung II des Grundbuchs vermerkt werden.64

II. Sanierungsverfahren

1. Definition

Das Sanierungsverfahren,  geregelt  in  §§ 136 -  164b BauGB, ist  ein  Verfahren 

nach dem Baugesetzbuch, bei dem innerhalb von Städten oder Dörfern bauliche 

Missstände  behoben  oder  beseitigt  werden  sollen.  Die  Durchführung  des 

Sanierungsverfahrens  soll  für  das  Allgemeinwohl  dienlich  sein.  Ziel  des 

Verfahrens ist es unter anderem, das Orts- oder Landschaftsbild zu gestalten oder 

die  Arbeits-  und  Lebensbedingungen  der  Bevölkerung  in  der  jeweiligen 

betroffenen Region zu fördern, § 136 BauGB.

2. Sanierungsvermerk

§  143  Abs.  2  BauGB  ordnet  an,  dass  die  jeweilige  Gemeinde,  in  der  das 

Sanierungsverfahren durchgeführt  wird,  dem Grundbuchamt  bekannt  gibt,  dass 

ein Sanierungsverfahren eingeleitet wurde. Das Grundbuchamt hat auf Ersuchen 

der zuständigen Behörde den Sanierungsvermerk einzutragen.65

Im besonderen  Sanierungsverfahren  nach  den  §§  152  –  156  BauGB wird  ein 

Sanierungsvermerk  immer  eingetragen,  da  die  Genehmigungspflicht  des  § 144 

BauGB hier uneingeschränkt gilt, § 142 Abs. 4 BauGB, argumentum e contrario.66

§  144  BauGB  besagt,  dass  bestimmte  rechtsgeschäftliche  Verfügungen,  wie 

beispielsweise die  Veräußerung des Grundstücks  oder  die  Bestellung eines das 

Grundstück  belastende  Recht,  der  schriftlichen  Genehmigung  der  Gemeinde 

64 Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 143 Rn. 6.
65 Vgl. Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 143 Rn. 5.
66 Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 143 Rn. 8.
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bedürfen. Es besteht somit für diese Art von Verfügungen eine Verfügungssperre.

Im  vereinfachten  Verfahren  kann  die  Eintragung  eines  Sanierungsvermerks 

hingegen unterbleiben, wenn in der Sanierungssatzung die Genehmigungspflicht 

des  §  144  BauGB  ausgeschlossen  wurde  und  die  Verfügungssperre  in  Folge 

dessen nicht besteht.67

Die  allgemeinen  Wirkungen  des  Sanierungsverfahren  oder  auch  die 

Genehmigungspflicht für bestimmte Rechtsgeschäfte nach § 144 BauGB treten 

nicht erst durch die Eintragung des Vermerks im Grundbuch in Kraft,  sondern 

wirken bereits ab der förmliche Festlegung des des Sanierungsgebiets nach § 143 

Abs. 2 BauGB.68

3.   Z  wangsversteigerung entgegenstehendes Recht?  

Die  Eintragung des  Sanierungsvermerkes  hat  keinen  direkten  Einfluss  auf  das 

Verfahren  der  Zwangsversteigerung.69 Er  besitzt  ausschließlich  einen 

Informations-  und  Sicherungscharakter  und  soll  über  die  Eröffnung  des 

Sanierungsverfahren Auskunft geben.70 Die Zwangsversteigerung kann trotzdem 

angeordnet und betrieben werden.71

Das  Fehlen  der  Verlautbarung  des  Vermerkes  im  Grundbuch  bewirkt  keinen 

Gutglaubensschutz im Sinne des § 892 BGB.72

Weiterhin berührt der Sanierungsvermerk die Rangstelle der anderen eingetragene 

Rechte nicht, da er lediglich deklaratorische Wirkung besitzt und gegenüber den 

Rechtsinhabern keine eigenständige Wirkung entfaltet.73

Auch  die  Verfügungsbeschränkung  nach  §  144  BauGB  führt  nicht  zu  einer 

Aufhebung  des  Verfahrens.  Denn  diese  hat  bloß  Auswirkung  auf 

rechtsgeschäftliche  Verfügungen.  Die  Einleitung  und  Durchführung  des 

67 Battis/Krautzberger/Löhr, a. a. O.
68 Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 143 Rn. 5.
69 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz § 15 Rn. 6.3.
70 Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 143 Rn. 5.
71 Stöber, Handbuch der Rechtspraxis, Vor § 15 Rn. 67.
72 Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 143 Rn. 5.
73 Battis/Krautzberger/Löhr BauGB, § 143 Rn. 7.
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Zwangsversteigerungsverfahrens  werden  davon  nicht  betroffen.  Auch  bei  der 

Zuschlagserteilung handelt es sich nicht um eine rechtsgeschäftliche Veräußerung, 

sondern  um  einen  Rechtserwerb  außerhalb  des  Grundbuches,  da  der  Ersteher 

bereits mit der Erteilung des Zuschlages Eigentümer des Grundstückes wird.74

Dementsprechend ist  der Anwendungsbereich des § 144 BauGB nicht gegeben 

und die Vorlage einer Genehmigung für das Immobiliarvollstreckungsverfahren ist 

nicht von Nöten.

Anders  sieht  der  Sachverhalt  allerdings  aus,  wenn  nach  der  Einleitung  des 

Sanierungsverfahrens  ein  Grundpfandrecht  ohne  die  nach  §  144  Abs.  2  Nr.  2 

BauGB  erforderliche  Genehmigung  im  Grundbuch  eingetragen  und  die 

Versteigerung  daraus  betrieben  werden  soll.  In  diesem  Fall  ist  das 

Versteigerungsverfahren  unter  der  Auflage  der  Vorlage  einer  nachträglichen 

Genehmigung einstweilen einzustellen bzw. bei Nichtvorlage aufzuheben.75

4. Öffentliche Last?

Der Ausgleichsbetrag der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme nach § 154 Abs. 

1  S.  1  BauGB regelt,  dass  „der  Eigentümer  eines  im  förmlichen  festgelegten  

Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücks zur Finanzierung der Sanierung einen  

Ausgleichsbetrag  an  die  Gemeinde,  der  der  durch  die  Sanierung  bedingten  

Erhöhung des Bodenwerts entspricht, zu zahlen hat.“

Dieser Ausgleichsbetrag ruht allerdings gemäß § 154 Abs. 4 S. 3 BauGB nicht als 

öffentliche Last auf dem Grundstück und kann somit  auch nicht als öffentliche 

Last  in  der  Rangklasse  des  §  10  Abs.  1  Nr.  3  ZVG  im 

Zwangsversteigerungsverfahren berücksichtigt  werden,  da sich der zu zahlende 

Betrag gegen den jeweiligen Eigentümer, nicht aber gegen das Grundstück selbst 

richtet.76

5. Auswirkung nach Zuschlagserteilung

Da  es  sich  bei  dem  Sanierungsvermerk  nicht  um  ein  Recht  am  Grundstück 

handelt, findet dieser logischerweise auch keine Aufnahme im geringsten Gebot. 

74 Staudinger, Vorbem. zu §§ 873 ff., Rn. 65. 
75 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz, § 15 Rn. 6.3.
76 Dassler/Schiffhauer, § 10 Rn. 39.
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Dies bedeutet aber auch nicht, dass er mit Zuschlagserteilung erlischt oder das 

Sanierungsverfahren beendet wird.77

Der Vermerk bleibt auch nach Zuschlagserteilung im Grundbuch  bestehen und 

wird  beispielsweise  erst  nach  Abschluss  des  Sanierungsverfahren  aus  dem 

Grundbuch auf Ersuchen der Gemeinde gelöscht, §§ 162 Abs. 1, 3 BauGB. Das 

Versteigerungsgericht  kann um die  Löschung des  Vermerkes  nach § 130 ZVG 

nicht ersuchen.78

Weiterhin tritt der Ersteher als Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers in 

das entsprechende Verfahren der Sanierung ein.79

III. Enteignungsverfahren

1. Definition

Das Eigentum stellt  im Rechtsverkehr ein hohes und schützenswertes Gut dar. 

Gemäß  Art.  14  Abs.  3   GG darf  das  Eigentum  deshalb  nur  zum Wohle  der 

Allgemeinheit entzogen werden. Jedoch muss dem Eigentümer eine angemessene 

Entschädigung für seinen Verlust gewährt werden.

Dieser  Regelung folgend,  wird  das  Enteignungsverfahren  nach  den §§ 85-122 

BauGB immer nur dann eingeleitet, wenn ein Grundstück oder Grundstücksteile 

für  ein  Maßnahme,  die  für  das  Allgemeinwohl  erforderlich  ist,  in  Anspruch 

genommen werden soll und eine Einigung zwischen der Enteignungsbehörde und 

dem Grundstückseigentümer nicht erzielt werden konnte.80

2. Mitteilungspflichten

Gemäß § 108 Abs. 6 BauGB teilt die Enteignungsbehörde dem Grundbuchamt die 

Einleitung des Enteignungsverfahrens mit. Das Grundbuchamt wird ersucht, in die 

vom  Enteignungsverfahren  betroffenen  Grundstücke  den  Enteignungsvermerk 

77 Hamme, Rn. 57.
78 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz, § 15 Rn. 6.3.
79 Stöber, a. a. O.
80 Regierungspräsidium Hessen.
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einzutragen. 

Sobald das Verfahren beendet ist, wird das Grundbuchamt wieder um Löschung 

des  Vermerkes  angehalten.  Das  Grundbuchamt  hat  außerdem  die 

Enteignungsbehörde von allen Eintragungen, die nach dem Enteignungsvermerk 

eingetragen werden, in Kenntnis zu setzen.

§  108  Abs.  7  BauGB  regelt,  dass  die  Enteignungsbehörde  auch  das 

Versteigerungsgericht von der Einleitung des Verfahrens in Kenntnis setzen soll, 

falls  im  Grundbuch  bereits  der  Versteigerungs-  oder  Verwaltungsvermerk 

eingetragen wurde.

3.   Z  wangsversteigerung entgegenstehendes Recht?  

Der  Enteignungsvermerk  hat  jedoch,  soweit  das  Enteignungsrecht  keine 

abweichende Regelungen festlegt, einen rein deklaratorischen Charakter und führt 

weder  zu  einer  Verfügungsbeschränkung,  noch  wird  dadurch  eine 

Grundbuchsperre initiiert.81

Ab  der  Bekanntmachung  der  Eröffnung  des  Enteignungsverfahrens  ist  bei 

rechtsgeschäftlichen Verfügungen über das betreffende Grundstück gemäß § 109 

Abs. 1 i.V.m. § 51 BauGB eine schriftliche Genehmigung der Enteignungsbehörde 

einzuholen.82 

Die  Einleitung  oder  Durchführung  der  Zwangsversteigerung  oder  auch  die 

Zuschlagserteilung  zählen  hingegen  nicht  zu  den  rechtsgeschäftlichen 

Verfügungen und unterliegen somit auch nicht der Genehmigungspflicht.83

Das  Enteignungsverfahren  ist  folglich  grundsätzlich  nicht  als  ein  der 

Zwangsversteigerung entgegenstehendes Hindernis nach Maßgabe des § 28 ZVG 

anzusehen.  Lediglich  für  den  Fall,  dass  das  Enteignungsverfahren 

zwischenzeitlich  beendet  und  das  Eigentum  des  Vollstreckungsschuldners 

rechtskräftig aufgehoben wurde, ergibt sich eine andere Betrachtungsweise. 

Denn  durch  diese  Aufhebung  erwirbt  der  Enteignungsbegünstigte  lastenfreies 

Eigentum,  welches  entsprechend  §  28  Abs.  1  ZVG  die  Durchführung  der 

81 Staudinger, Vorbem. zu §§ 873 ff., Rn. 69, m.w. N.
82 Staudinger, a. a. O.
83 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz, § 15 Rn. 6.1.
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Versteigerung  hindert.84 Das  Versteigerungsverfahren  ist  von  Amts  wegen 

aufzuheben.

Rechte  an  dem  betroffenen  Grundstück  können  gemäß  §  97  Abs.  1  BauGB 

bestehen bleiben, soweit diese nicht im Widerspruch zu dem Enteignungszweck 

stehen.  Sollten  die  Rechte  nicht  aufrechterhalten  bleiben,  können  Sie  an  dem 

Ersatzland  fortbestehen  oder  die  jeweiligen  Rechtsinhaber  werden  für  ihren 

Verlust entsprechend entschädigt, § 97 Abs. 2, 3 BauGB.

4. Auswirkung nach Zuschlagserteilung

Bei dem Enteignungsvermerk gemäß § 108 Abs. 6 BauGB handelt es sich nicht 

um ein Recht an einem Grundstück und demzufolge wird dieser auch nicht in das 

geringste Gebot aufgenommen. 

Der Vermerk wird dagegen aber auch nicht nach Zuschlagserteilung oder nach 

dem Abschluss des Versteigerungsverfahrens von Amts wegen gelöscht. Erst wenn 

das  Enteignungsverfahren  beendet  wurde,  ersucht  die  Enteignungsbehörde  das 

Grundbuchamt den Vermerk wieder zu löschen, § 108 Abs. 2, 2. HS BauGB.85

Der  Ersteher tritt somit gemäß § 106 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ab dem Zeitpunkt in das 

laufende  Enteignungsverfahren  ein,  an  dem  die  Enteignungsbehörde  über  den 

Eigentumswechsel Kenntnis erlangt.86

IV. Umlegungsverfahren

1. Definition

Bei  dem  Umlegungsverfahren  handelt  es  sich  als  Gegenstück  zum 

Flurbereinigungsverfahren, ebenfalls um eine städtebauliche Maßnahme, bei dem 

einzelne  Grundstücke  und  Grundstücksflächen  so  getauscht  werden,  dass  die 

neugeschaffenen,  einheitlichen  Gebiete  je  nach  Lage,  Größe  und  Form  nach 

baurechtlichen  Vorgaben  bebaut  werden  können.  Die  Neuordnung  soll  zudem 

einen Ausgleich der Interessen zwischen den jeweiligen Grundstückseigentümern 

und der Allgemeinheit schaffen, § 45 BauGB.
84 Stöber, a. a. O.
85 Hamme, Rn. 56.
86 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz, § 15 Rn. 6.1.
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Das  Verfahren  richtet  sich  nach  den  §§  45  –  79  BauGB  und  Grundlage  des 

Verfahrens kann sowohl ein einfacher als auch ein qualifizierter Bebauungsplan 

sein.

2. Zwangsversteigerung entgegenstehendes Recht?

Auch  durch  die  Eintragung  des  Umlegungsvermerkes  nach  §  54  Abs.  1  S.  2 

BauGB liegt  kein  Versteigerungshindernis  vor.  Der  Vermerk  soll  lediglich  die 

Einleitung des Umlegungsverfahren verlautbaren. 

Gemäß  §  51  Abs.  1  BauGB  entsteht  zwar  eine  Verfügungs-  und 

Veränderungssperre,  wonach  rechtsgeschäftliche  Verfügungen  über  das  im 

Umlegungsgebiet  gelegene  Grundstück  oder  Rechte  an  diesem  Grundstück 

genehmigungsbedürftig sind. 

Dieses Verfügungsverbot besteht ab Bekanntgabe des Umlegungsbeschlusses (§§ 

47  Abs.  1,  50  BauGB)  und  endet  mit  dem  Tag  der  Bekanntgabe  über  die 

Unanfechtbarkeit des Umlegungsplans, ( 71 Abs. 1 BauGB). 

Über  den  Antrag  und  die  Erteilung  der  Genehmigung  entscheidet  die 

Umlegungsstelle. Ziel dieser Sperre ist es, Handlungen, die die Durchführung des 

Umlegungsverfahrens  erschweren  oder  gar  unmöglich  machen  würden,  im 

Vorhinein zu verhindern. 

Die Genehmigungstatbestände des § 51 Abs. 1 BauGB sind darin abschließend 

aufgezählt.

Die Anordnung und die Durchführung des Zwangsversteigerungsverfahren oder 

auch die Erteilung des Zuschlags unterliegen nicht der Genehmigungspflicht des § 

51 Abs. 1 BauGB, da es sich hierbei nicht um eine Verfügung handelt, durch die 

einem  anderen  ein  Recht  zum  Erwerb,  zur  Nutzung  oder  Bebauung  eines 

Grundstücks oder Grundstücksteils eingeräumt wird.87

87 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz, § 15 Rn. 6.4.
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 3. Öffentliche Last?

Der  Geldbetrag,  der  im  vereinfachten  oder  normalen  Umlegungsverfahren  im 

Umlegungsplan festgesetzt wird, ruht gemäß § 81 Abs. 2  S. 4 BauGB i.V.m. § 64 

Abs. 3 BauGB als öffentliche Last auf dem Grundstück und genießt somit das 

Vorrecht des § 10 Abs. 1 Nr. 3 ZVG im Versteigerungsverfahren.

Entsprechend § 64 Abs. 6 BauGB sind die öffentlichen Lasten nach § 64 Abs. 3 

BauGB  im  Grundbuch  zu  vermerken  und  würden  somit  im 

Versteigerungsverfahren  von  Amts  wegen  berücksichtigt,  falls  die  Eintragung 

schon vor der Eröffnung des Versteigerungsverfahrens statt fand.

4. Erlöschen durch Zuschlagserteilung?

Das  Umlegungsverfahren  endet  nicht  durch  die  Anordnung  des 

Zwangsversteigerungsverfahren oder durch Zuschlagserteilung, sondern  erst mit 

der Unanfechtbarkeit des Umlegungsbeschlusses. Die Versteigerung hindert den 

Fortgang  des  Umlegungsverfahrens  nicht  und  somit  tritt  der  Ersteher  des 

Grundstücks  nach  Zuschlagserteilung  in  das  laufende  Umlegungsverfahren, 

unabhängig vom bisherigen Verfahrenszustandes, ein (§ 49 BauGB).

Der Umlegungsvermerk erlischt nicht durch die Zuschlagserteilung, sondern er 

wird  erst  nach  Beendigung  des  Umlegungsverfahrens  auf  Ersuchen  der 

entsprechenden Behörde aus dem Grundbuch gelöscht.
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D. Restitutionsansprüche

I. Definition

Unter  dem  Begriff  der  Restitution  versteht  man  die  Rückübertragung  von 

entzogenen  Vermögenswerten,  die  in  Volkseigentum  überführt  oder  an  Dritte 

veräußert wurden.88

Diese Vermögenswerte sind dem Berechtigten auf dessen Antrag zurückzuführen, 

soweit dies nicht ausgeschlossen ist, § 3 Abs. 1 S. 1 VermG. 

Die  Durchführung  des  Restitutionsverfahrens  selbst  richtet  sich  nach  dem 

Vermögensgesetz.

 II. Zwangsversteigerung entgegenstehendes Recht   i.S. § 28 ZVG?  

§ 28 Abs. 1 ZVG bestimmt, dass das Zwangsversteigerungsverfahren aufgehoben 

oder einstweilen eingestellt wird, wenn dem Versteigerungsgericht ein aus dem 

Grundbuch  ersichtliches  Recht  bekannt  wird,  das  dem Verfahren  an  sich  oder 

dessen Fortsetzung entgegen steht. 

Im  Fall  der  einstweiligen  Einstellung  ist  das  Versteigerungsverfahren  nach 

fruchtlosem  Ablauf  der  dem  Gläubiger  gesetzten  Frist  zur  Behebung  des 

Verfahrenshindernisses bzw. des Mangels aufzuheben.89

Nach  §  28  Abs.  2  ZVG  sind  die  dem  Versteigerungsgericht  bekannten 

Verfügungsbeschränkungen,  wie  beispielsweise  die  Eröffnung  des 

Insolvenzverfahrens, den Rechten aus Absatz 1 gleichgestellt.

Als  der  Versteigerung  entgegenstehende  Rechte  gelten  unter  anderem  der 

Hauptfall des Dritteigentums.

Da  der  Vollzug  des  Restitutionsanspruches  bedeutet,  dass  das  jeweilige 

Grundstück  von  dem  derzeitigen  Eigentümer  zurück  auf  den  damaligen, 

enteigneten  Eigentümer  übertragen  wird,  könnte  es  sich  bei  den 

Restitutionsansprüchen  um  ein  Recht  nach  §  28  ZVG  handeln,  dass  dem 

Zwangsversteigerungsverfahren entgegensteht und somit dessen Anordnung oder 

die Fortsetzung hindert.

88 Stöber, Handbuch der Rechtspraxis, § 28 Rn. 34.
89 Limmer, VIZ 1994, 516, 517.
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§  3b  Abs.  2  VermG  verlautbart,  dass  sämtliche  Terminsbestimmungen  und 

Beschlüsse,  durch  die  die  Zwangsversteigerung  angeordnet  wird,  dem 

Restitutionsberechtigten zuzustellen sind. Von einer Verfahrensaufhebung ist dort 

nichts erwähnt. 

Nach Ansicht von Keller90, lässt sich allein aus der Tatsache, dass der Gesetzgeber 

mit  Einführung  des  zweiten  VermRÄndG  eben  diesen  §  3b  Abs.  2  VermG 

einfügte,  beweisen, dass Restitutionsansprüche kein Gegenrecht entsprechend § 

28 ZVG darstellen sollen.91

Der  Restitutionsberechtigte  soll  dadurch  lediglich  Kenntnis  von  der 

Verfahrenseröffnung erlangen, um das Verfahren gegebenenfalls mitbestimmen zu 

können.92

Es  wird  dementsprechend  nur  eine  Verfahrensbeteiligung  des 

Restitutionsberechtigten  begründet.  Das  Versteigerungsverfahren  soll  in  Folge 

dessen  nicht  direkt  bei  Bekanntwerden  eines  vorliegenden 

Rückübertragungsanspruches eingestellt werden.93

In  der  Gesetzesbegründung  vom  28.04.1992  wird  zu  §  3b  Abs.  2  VermG 

ausgeführt,  dass  die  Handhabung  von  Rückübertragungsansprüchen  in  der 

Zwangsversteigerung  ähnlich  gehalten  wird  wie  bei  dem 

Gesamtvollstreckungsverfahren über das Vermögen eines Unternehmens.94

Eine  Anwendbarkeit  des  Absatzes  1  auf  Rückübertragungsansprüche  in  der 

Zwangsversteigerung scheidet aus, da § 3b Abs. 2 VermG auf diesen explizit nicht 

verweist.95 Eine entsprechende Anwendung des Absatzes scheidet auch aus, da der 

Verfahrensgegenstand  aus  der  Zwangsversteigerung  nicht  herausgelöst  werden 

kann, ohne dass dies die Aufhebung des Verfahrens zur Folge hätte.

Laut  der  Gesetzesbegründung  ist  der  Restitutionsberechtigte  lediglich  von  der 

Anordnung  der  Zwangsversteigerung  in  Kenntnis  zu  setzen,  damit  er  der 

Versteigerung  beiwohnen  und  gegebenenfalls  das  Grundstück  selbst  erstehen 

kann, um seine Chancen zu wahren, dass Grundstück zurückzuerhalten.96

90 Keller, Rn. 425.
91 Keller, a. a. O.
92 Keller, a. a. O.
93 Keller, a. a. O.
94 BT-Dr. 12/2480 v. 28.04.1992, S. 43.
95 BT-Dr. a. a. O.
96 BT-Dr. a. a. O.
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Weiterhin  wird  ausdrücklich  festgestellt,  dass „die  Restitution  nach Eröffnung  

eines Zwangsversteigerungsverfahrens nicht Platz greift.“97

Auch  in  der  Beschlussempfehlung  des  Rechtsausschusses  zu  dem 

Gesetzesentwurf  des  Bundesrates  vom 01.06.1995 wird  eindeutig  festgehalten, 

dass die einzige Möglichkeit für den Restitutionsberechtigten darin besteht, „im 

Zwangsversteigerungsverfahren  mitzubieten  und  das  Grundstück  selbst  zu  

ersteigern.“98

Der Restitutionsberechtigte muss für den Fall, dass er das Grundstück ersteigert, 

den Versteigerungserlös zahlen und erhält auch keinen Ersatz für das Erlöschen 

seines  Restitutionsanspruches. Auch im Falle,  dass  ein  Dritter  das  Grundstück 

ersteht, bedeutet dies nicht, dass eine Rückübertragung des Grundstücks auf den 

früheren Eigentümer erfolgt.99

Zwar regelt  § 3 Abs. 3, S. 1 VermG dass, falls der Rückübertragungsanspruch 

gemäß § 30 VermG bei der zuständigen Behörde geltend gemacht wurde „der  

Verfügungsberechtigte (der derzeitige Grundstückeigentümer) verpflichtet ist, den  

Abschluss  dinglicher  Rechtsgeschäfte  oder  die  Eingehung  langfristiger  

vertraglicher  Verpflichtungen  ohne  Zustimmung  des  Berechtigten  

(Restitutionsgläubiger) zu unterlassen.“ 

Jedoch ist diese Verfügungssperre nicht als gesetzliches Verbot im Sinne der §§ 

134, 135 BGB anzusehen, sondern entfaltet lediglich schuldrechtliche Wirkung im 

Innenverhältnis  zwischen  dem  Verfügungsbefugten  und  dem 

Restitutionsberechtigten.  Folglich  bleiben  selbst  Verfügungen,  die  der 

Verfügungssperre entgegenstehen  grundsätzlich weiter wirksam.100

Das  bloße  Vorliegen  eines  Rückübertragungsanspruchs  an  einem  Grundstück, 

steht in Folge dessen der Anordnung der Zwangsversteigerung in Sinne des § 28 

ZVG nicht entgegen.101

Ebenso scheidet die einstweilige Einstellung des Verfahrens gemäß § 30a analog 

97 BT-Dr. a. a. O.
98 BT-Dr. 13/1593 v. 01.06.1995, S. 11.
99 BT-Dr. a. a. O.
100 Limmer, VIZ 1994, 516, 518.
101 Limmer, VIZ 1994, 516, 519.
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ZVG nach der Anmeldung der Ansprüche des Berechtigten aus.102

Die  Zwangsversteigerung  kann  ungehindert  etwaiger  bestehender 

Rückübertragungsansprüche angeordnet und durchführt werden.

III. Anwendbarkeit des § 771 ZPO

Das  Versteigerungsgericht  ist  als  Vollstreckungsorgan  grundsätzlich  an  die 

Grundbuchlage  gebunden,  mit  allen  verfahrensfördernden  und  -hemmenden 

Wirkungen, die sich daraus ergeben, vgl. §§ 45, 114 ZVG.103

Ist das Recht jedoch nicht grundbuchersichtlich, muss der jeweilige Berechtigte 

selbst  dafür  Sorge  tragen,  dass  er  das  Verfahren  rechtzeitig  einstellen  oder 

aufheben  lässt  (37  Nr.  5  ZVG)  und  sein  Recht  rechtzeitig  zum  Verfahren 

anmeldet.104

Wird  entgegen  der  oben  genannten  Vorschriften  das  entgegenstehende  Recht 

nicht  beachtet,  liegt  es  nach  Meinung  von  Dassler105 an  dem  jeweiligen 

Berechtigten,  sein Recht  beim Prozessgericht  gemäß der  §§ 769,  771 ff.  ZPO 

einzuklagen.

Hingegen  wird  von  Keller106 vertreten,  dass,  da  es  sich  bei  dem 

Rückübertragungsanspruch  nicht  um  ein  der  Versteigerung  entgegenstehendes 

Recht  nach  §  28  ZVG handelt,  der  Berechtigte  auch  nicht  zur  Erhebung  der 

Drittwiderspruchsklage nach § 771 ZPO berechtigt sei. Denn  § 28 ZVG  stellt im 

Versteigerungsverfahren die präzisierte Version des § 771 ZPO dar.107

Zur  Begründung  wird  vorgetragen,  dass  es  sich  bei  dem 

Rückübertragungsanspruch lediglich um einen „reinen Verschaffungsanspruch“ 

handelt, „der keine geschützte Rechtsposition im Sinne des § 771 ZPO darstellt,  

da hierzu grundsätzlich nur eine dingliche Rechtsposition berechtigt.“108

102 LG Halle, B. v. 16.3.2000, 2 T 70/00, WM 2000, 1606.
103 Dassler, § 28 Rn. 4.
104 Limmer, VIZ 1994, 516, 517.
105 Dassler, § 28 Rn. 4.
106 Keller, Rn. 426.
107 Keller, a. a. O.
108 Keller, a. a. O., m.w. N.
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IV. Verfahrensbeteiligung

Mit  der  Anmeldung  seiner  Ansprüche  zum  Versteigerungsverfahren  wird  der 

Restitutionsberechtigte Beteiligter des Verfahrens nach § 9 Nr. 2 Alt. 2 ZVG.109

Da die  Rechte  des  Restitutionsgläubigers  meist  nicht  im Grundbuch vermerkt 

sind, ist er kein Beteiligter im Sinne des § 9 Nr. 1 ZVG. 

Folglich  ist  der  Berechtigte  nicht  von  Amts  wegen,  sondern  nur  auf  dessen 

Anmeldung und gegebenenfalls auf Verlangen des Gerichts oder eines anderen 

Beteiligten zusätzlich nur mit Glaubhaftmachung seiner Ansprüche gemäß § 9 Nr. 

2 letzter HS ZVG im Verfahren zu berücksichtigen.110

Für die Anmeldung zum Beteiligten gibt es im Gegensatz zur Anmeldung nach § 

37  Nr.  4  ZVG  keine  Frist,  weshalb  diese  Beteiligtenanmeldung  jederzeit  im 

Verfahren  erfolgen  kann.  Allerdings  muss  der  Beteiligte  bei  einer  späteren 

Anmeldung das bisherige Verfahren gegen sich gelten lassen.111

Als Beteiligter des Verfahrens werden dem Restitutionsgläubiger gemäß § 41 Abs. 

1  ZVG  die  Terminsbestimmung  für  den  anberaumten  Versteigerungstermin 

zugestellt, selbst dann, wenn der Berechtigte sein Recht noch glaubhaft machen 

muss, § 41 Abs. 3 ZVG.

Ebenso muss entsprechend § 41 Abs. 2 ZVG im Laufe der vierten Woche vor dem 

Versteigerungstermin  dem  Beteiligten  mitgeteilt  werden,  wer  der  oder  die 

betreibenden Gläubiger des Verfahrens sind und wegen welcher Ansprüche die 

Versteigerung erfolgt.

Nach § 43 Abs. 2 2. HS ZVG muss die Terminsbestimmung an alle dem Gericht 

zu der Zeit schon bekannten Beteiligen zugestellt werden, da anderenfalls gemäß 

§  43  Abs.  1  ZVG  der  Versteigerungstermin  aufzuheben  und  von  neuem  zu 

bestimmen ist.

Nach  §  66  Abs.  1  ZVG  werden  die  im  Versteigerungstermin  anwesenden 

Beteiligen  vor  der  Feststellung  des  geringsten  Gebotes  und  der 

Versteigerungsbedingungen  angehört.  Dementsprechend  kann  ein  Beteiligter 

gemäß §§ 59 Abs. 1 S. 1, 65 ZVG bis zur Aufforderung zur Abgabe von Geboten 

109 Stöber, Handbuch der Rechtspraxis, § 28 Rn. 34.
110 Stöber, a. a. O.
111 Vgl. Stöber, a. a. O.
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„eine von den gesetzlichen Vorschriften abweichende Feststellung des geringsten  

Gebots und der Versteigerungsbedingungen verlangen.“

Auch  bei  der  Festsetzung  der  Zuzahlungsbeträge  gemäß  §§  50  und  51  ZVG 

werden  die  im  Versteigerungstermin  anwesenden  Beteiligten  gehört.  Die 

Festsetzung des Wertes erfolgt erst nach der Anhörung.

V. Erlöschen des Restitutionsanspruches durch Zuschlagserteilung?

1. Erste Ansicht 

In  Teilen  der  Literatur,  zum  Beispiel  von  Stöber112,  wird  das  Erlöschen  von 

Restitutionsansprüchen durch die Erteilung des Zuschlags wie folgt gesehen:

Laut § 9a  Abs. 1 S. 2, 3 EGZVG erlöschen die Rückübertragungsansprüche nach 

dem  Vermögensgesetz  an  einem  Grundstück  mit  Zuschlag,  wenn  die 

Beschlagnahme  des  Grundstückes  nach  dem  31.12.2000  erfolgte  und  die 

Ansprüche  weder  im  Grundbuch  vermerkt,  noch  im  Verfahren  angemeldet 

wurden.113

§  9a  Abs.  1  EGZVG  spricht  in  seinem  Wortlaut  zwar  nur  vom sogenannten 

Gebäudeeigentum, jedoch könnte durch Auslegung der Sinn und Zweck dieser 

Vorschrift dahingehend ausgelegt werden, dass auch „normale“ Grundstücke von 

der Regelung umfasst sind, da anderenfalls eine ungerechte Benachteiligung der 

Grundstückseigentümer  gegenüber  den Eigentümern von Gebäudeeigentum die 

Folge wäre.114

Des Weiteren wird festgestellt, dass es sich bei § 9a  Abs.1 S.3 EBZVG um eine 

Schutzvorschrift  zugunsten  des  Restitutionsberechtigten  handelt  und  der 

Gesetzgeber  mit  Einführung dieser  Norm diesen Berechtigten vor  dem Verlust 

seines Eigentums schützen wollte. Dadurch kann nicht gewollt sein, dass nur die 

Restitutionsansprüche auf Rückübertragung eines Grundstücks und nicht die in 

Bezug auf das Gebäudeeigentum ohne weiteres mit Zuschlag erlöschen. 

Abhilfe  gegen  das  Erlöschen  des  Restitutionsanspruches  bei  einer 

Verfahrenseinleitung nach dem 31.12.2000 schafft nach Ansicht von Stöber und 

Keller gemäß § 9a  Abs. 1 S. 2 Hs. 2, 3 EGZVG nur, wenn der Anspruch im 

112 Stöber, Handbuch der Rechtspraxis, § 28 Rn. 35.
113 Stöber, a. a. O.
114 Stöber, a. a. O.
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Grundbuch vermerkt oder zum Versteigerungsverfahren angemeldet wurde.

Aus  dieser  Regelung  kann  man  entnehmen,  dass  das 

Zwangsversteigerungsverfahren  grundsätzlich  vor  dem  Restitutionsverfahren 

Vorrang hat.115

Allerdings  ist  eine  Eintragung  eines  sogenannten  „Restitutionsvermerkes“  im 

Grundbuch nicht möglich, da es sich dabei nicht um ein eintragungsfähiges Recht 

oder  Verfügungsbeschränkung im Sinne der GBO handelt. 

Für  den  Restitutionsberechtigten  existiert  somit  nur  die  Chance  seine  Rechte 

gemäß § 91 Abs.  2  EGZVG rechtzeitig  bis  zur  Aufforderung zur  Abgabe von 

Geboten, § 37 Nr. 4 ZVG, zum laufenden Versteigerungsverfahren anzumelden, 

um so seine Ansprüche zu wahren.116

Das  Versteigerungsgericht  hat  die  rechtzeitig  angemeldeten  Ansprüche  als 

Versteigerungsbedingungen  festzustellen  und  im  Versteigerungstermin  zu 

verlesen.  Der  Rückübertragungsanspruch  würde  somit  bestehen  bleiben  und 

gegen den Ersteher wirken.117

Denn  bei  einer  rechtzeitigen  Anmeldung  der  Restitutionsansprüche  zum 

Verfahren, ist der Bieter im Zwangsversteigerungsverfahren nicht schutzwürdig, 

da  er  von der  Belastung des  Grundstücks  mit  dem Rückübertragungsanspruch 

Kenntnis erlangt hat.118

2. Zweite Ansicht

Anders wird der Sachverhalt sowohl vom Bundesverwaltungsgericht119 als auch 

vom Bundesgerichtshof120 gesehen.

Beide Gerichte führen in ihren Entscheidungen aus, dass sich der Wortlaut des § 

9a  Abs. 1 EGZVG explizit nur auf das selbstständige Gebäudeeigentum bezieht 

und kein Anwendungsspielraum für eine analoge Anwendung auf Grundstücke 

gegeben sei.

115 Keller, Rn. 427.
116 Keller, a. a. O.
117 Keller, a. a. O.
118 VG Dresden, U. v. 12.10.2006, 12 K 3857/03, RÜ BARoV 2007 Nr. 2, 41.
119 BVerwG, U. v. 19.12.2007, 8 C 4.07, BVerwGE 130, 134.
120 BGH, B. v. 18.3.2010, V ZB 117/09, Rpfleger 2010, 612.
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Dementsprechend  würden  Restitutionsansprüche  an  Grundstücken  stets  mit 

Zuschlag  erlöschen,  unabhängig  von  einer  Anmeldung  zum  Verfahren  oder 

Eintragung im Grundbuch. 

Begründet wird diese Betrachtungsweise damit, dass durch die Nichterwähnung 

von Grundstücken in  §  9a  Abs.  1  EGZVG keine  planwidrige  Regelungslücke 

entsteht,  sondern  der  Gesetzgeber  bewusst  den  Anwendungsbereich  auf  das 

Gebäudeeigentum eingeschränkt hat.121

Allein das Vorhandensein der speziellen Regelung des § 9a Abs. 1, S. 3 EGZVG 

demonstriert,  dass  Rückübertragungsansprüche  bezüglich  des  selbstständigen 

Gebäudeeigentums  eine  Sonderstellung  innerhalb  des  Versteigerungsverfahrens 

einnehmen  und  die  Vorschrift  ausdrücklich  nicht  für  sämtliche 

Restitutionsansprüche gelten soll.122

Durch  die  Schaffung  des  §  3b  Abs.  4  VermG, wurde  eine  einheitliche  und 

abschließende  Regelung  für  die  Restitutionsansprüche  bezüglich  Grundstücke 

eingeführt. Denn § 3b Abs. 4 VermG sieht vor, dass falls „die Rückübertragung 

eines  Grundstücks  (...)  nicht  mehr  möglich  ist,  weil  es  im  Wege  der  

Zwangsversteigerung  veräußert  wurde,  der  Berechtigte  vom  bisherigen  

Verfügungsberechtigten  die  Zahlung  eines  Geldbetrages  in  Höhe  des  

Versteigerungserlösen erlangen kann“.

Durch  diese  Regelung  würde  verhindert  werden,  dass  der  frühere 

Grundstückseigentümer einen ungerechtfertigten Vermögensvorteil erhält. 

Denn  durch  die  Versteigerung  des  restitutionsbelasteten  Grundstücks  und  der 

gleichzeitigen  (teilweisen)  Befriedigung  der  Gläubiger  durch  die  Auskehr  des 

Versteigerungserlöses,  erhält  der  Vollstreckungsschuldner  einen 

vermögensrechtlichen  Vorteil,  der  ihm  faktisch  nicht  zustand,  da  er  das 

Grundstück nicht zu seiner Schuldentilgung hätte benutzen dürften,  sondern er 

hätte es an den wahren Eigentümer herausgeben müssen.123

Somit läge eine Variante der ungerechtfertigten Bereicherung gemäß § 812 Abs. 1, 

S.  1,  2.  Alt.  BGB  vor,  durch  die  der  Berechtigte  von  dem  Verfügenden 

Schadensersatz in Höhe des Versteigerungserlöses verlangen kann, § 3b Abs. 4 S. 

1 VermG.124

121 BVerwG, U. v. 19.12.2007, 8 C 4.07, BVerwGE 130, 134.
122 BGH, B. v. 18.3.2010, V ZB 117/09, Rpfleger 2010, 612.
123 Keller, Rn. 428.
124 Keller, a. a. O.
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Zwar hat der Gesetzgeber mit der Einfügung der Regelung des § 3b Abs. 4 S. 1 

VermG  einen  gewissen  Schutz  für  den  Restitutionsberechtigten  im  Gesetz 

verankert,  jedoch  beweist  schon  allein  die  Tatsache,  dass  sich  der  vormalige 

Verfügungsberechtigte  im  Zwangsversteigerungsverfahren  befindet,  seine 

Zahlungsunfähigkeit. Demzufolge wird die Realisierung des Ausgleichsbetrag oft 

schwierig werden.125

VI. Grundstückbelastung trotz Restitutionsansprüchen

Eine  Grundpfandrechtsbestellung  trotz  des  Vorliegens  eines 

Restitutionsanspruches ist ohne Weiteres möglich.

Unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Berechtigte  einen Antrag nach § 30 Abs.  1 

VermG gestellt hat, führt eine solche Belastung des Grundstücks zwar zu einem 

Verstoß gegen den  § 3 Abs. 3 VermG und der darin enthaltenen Verfügungssperre. 

Allerdings  ist  nach  den  obigen  Ausführungen  die  Eintragung  eines 

Grundpfandrechts dennoch wirksam. 

Da für die  Belastung eines  Grundstücks  die  Vorlage einer  GVO-Genehmigung 

nicht benötigt wird, tritt der Restitutionsberechtigte nach der Rückübertragung des 

Grundstücks gemäß § 16 Abs. 2 S. 1 VermG  „in alle in Bezug auf den jeweiligen  

Vermögenswert bestehenden Rechtsverhältnisse ein.“ 

§ 16 Abs. 2 VermG bezieht sich in seiner Anwendbarkeit sowohl auf dingliche als 

auch auf schuldrechtliche Belastungen des Grundstücks.126

Dementsprechend  hat  der  Restitutionsberechtigte  mit  Unanfechtbarkeit  des 

Restituionsbescheides  auch  die  dem  Verfügungsverbot  nach  §  3  VermG 

entgegenstehenden Rechte zu übernehmen.127

Er  erwirbt  lediglich  einen  Schadensersatzanspruch  gegen  den  unrechtmäßig 

handelnden Verfügungsberechtigten.128

Aus § 16 Abs.  1 – 9 VermG ergeben sich zwar Sonderregelungen für gewisse 

Arten von Grundpfandrechten, jedoch finden diese Vorschriften nach § 16 Abs. 10 

VermG  keine  Anwendung  auf  Grundpfandrechte,  die  nach  dem  30.06.1990 

bestellt worden sind.129

125 Keller, Rn. 430.
126 Limmer, VIZ 1994, 516, 518.
127 Limmer, a. a. O.
128 Limmer, a. a. O., n.w.N.
129 Limmer, VIZ 1994, 516, 519.

30



VII. Versteigerung aus einem trotz Restitut  ion eingetragenem Grundpfandrecht  

Von der Frage der Möglichkeit einer wirksamen Grundstücksbelastung trotz des 

Vorliegen  von  Restitutionsansprüchen  ist  die  Frage  der  Durchführbarkeit  der 

Zwangsversteigerung aus einem Grundpfandrecht, das vor der Durchführung des 

Restitutionsverfahrens eingetragen wurde, zu unterscheiden.

Der  Restitutionsberechtigte  besitzt  gemäß  §  16  Abs.  10  VermG  gegen  den 

Besteller  der  Grundschuld  „einen  Anspruch  auf  Befreiung  von  dem 

Grundpfandrecht in dem Umfang, in dem es gemäß den Absätzen 5 bis 9 nicht zu  

übernehmen wäre.“ 

Gemäß Satz 4 ist der „aus dem Grundpfandrecht Begünstigte gegen Ablösung der  

gesicherten  Forderung  und  gegen  Ersatz  eines  aus  der  vorzeitigen  Ablösung  

entstehenden Schadens“ zur Bewilligung der Löschung verpflichtet.

In  der  Gesetzesbegründung  heißt  es  dazu,  dass  einerseits  „das  Vertrauen  der  

finanzierenden  Kreditinstitute  auf  die  Beständigkeit  ihrer  Sicherheit  geschützt“ 

werden  muss.  Andererseits  soll  aber  auch  sichergestellt  werden,  dass  der 

„Eigentümer  für  die  zugrundeliegende  Kredite  nicht  haftet  bzw.  

Ausgleichsansprüche erwirbt.“130

§  16  VermG  soll  somit  einerseits  den  Eigentümer  vor  finanziellen  Nachteilen 

aufgrund  der  Grundstücksbelastung,  auf  der  anderen  Seite  auch  den 

Grundpfandrechtsgläubiger  in  seinem  Recht,  die  Versteigerung  zu  betreiben 

schützen. 

Dieser Schutz würde jedoch umgangen werden, wenn allein das Vorhandensein 

eines  Rückübertragungsanspruches  die  Betreibung  der  Zwangsversteigerung 

durch den Grundpfandrechtsgläubiger verhindern würde. Denn wie oben erwähnt, 

soll  der  Restitutionsberechtigte  gemäß  §  3b  Abs.  2  VermG  lediglich  die 

Möglichkeit erhalten, bei der Versteigerung mitzubieten.131

Weiterhin  gilt  für  den  Grundpfandrechtsgläubiger  die  Regelung  der 

Verfügungssperre  des  §  3  Abs.  3  VermG  nicht,  sodass  eine  Verhinderung  der 

130 BT-Dr. 12/2480 v. 28.04.1992, S. 49.
131 Limmer, VIZ 1994, 516, 519.
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Versteigerung den Gläubiger unzulässig einschränken würde.132

Bei der normalen rechtsgeschäftlichen Veräußerung eines Grundstückes bedarf es 

einer  Genehmigung  nach  der  GVO,  eine  unberechtigte  Veräußerung  des 

Grundstückes würde durch dieses Genehmigungserfordernis verhindert werden. 

Aus der GVO ergibt sich selbst, dass lediglich rechtsgeschäftliche Verfügungen 

einer  Genehmigungspflicht  nach  diesem  Gesetz  unterliegen  sollen.  Die 

Zuschlagserteilung  im  Wege  der  Zwangsversteigerung  gehört  allerdings  nicht 

dazu und ist somit genehmigungsfrei.133

Folglich ergibt sich, dass wenn bereits eine wirksame Grundpfandrechtsbestellung 

mit  Wirkung  gegen  den  Restitutionsberechtigten  möglich  ist,  auch  der 

Grundpfandrechtsgläubiger  die  Zwangsversteigerung  aus  seinem  Recht 

durchführen lassen kann.

132 Limmer, a. a. O.
133 Limmer, VIZ 1994, a. a. O.
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E. Flurbereinigungsverfahren

I. Definition

Als sogenannte Flurbereinigung wird ein Verfahren bezeichnet, dass neben der 

Um- und Neuordnung,  teilweise auch die  Zusammenlegung von zersplitterten, 

land-  oder  forstwirtschaftlich  genutzten  Flurstücken  zum  Ziel  hat,  damit  ein 

einheitliches  und  wirtschaftlich  besser  nutzbares  Grundstück  entsteht  und  die 

Förderung der allgemeinen Landeskultur und Landesentwicklung voran getrieben 

wird, § 1 FlurbG.

Die Flurbereinigung richtet sich nach dem Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) und 

wird von staatlicher Stelle, der sogenannten Flurbereinigungsbehörde, die in den 

jeweiligen Bundesländern unterschiedlich angesiedelt ist, durchgeführt.

II. Öffentliche Last i.S. § 10 Abs. 1 Nr. 3 ZVG?

§ 10 Abs.  1  Nr.  3  ZVG gewährt  den Ansprüchen auf  Entrichtung öffentlicher 

Lasten des Grundstücks innerhalb des dort festgelegten Zeitraums ein Vorrecht im 

Versteigerungsverfahren.

Eine  genaue  Definition  für  den  Begriff  der  öffentlichen  Last  regelt  das 

Zwangsversteigerungsgesetz  jedoch  nicht.  In  der  Rechtsprechung  herrscht  die 

einheitliche Meinung, dass es sich bei der jeweiligen öffentlichen Last um eine 

Abgabeverpflichtung  handeln  muss,  die  durch  öffentliches  Bundes-  oder 

Landesrecht  begründet  wurde,  und  die  durch  einmalige  oder  wiederkehrende 

Geldleistung zu erfüllen ist. Weiterhin muss sowohl die persönliche Haftung des 

Schuldners,  als  auch  die  dingliche  Haftung  des  Grundstücks  für  die 

Abgabeverpflichtung gegeben sein.134

Schreiber definiert in seinem Handbuch des Immobilienrechts Grundstücklasten 

als „auf dem Grundstück liegende Verpflichtungen zu Leistungen, die aus dem  

Grundstück zu entrichten sind und dessen Nutzungswert mindern.“135

Ob  eine  Abgabeverpflichtung  diese  Voraussetzungen  erfüllt,  lässt  sich  der 

jeweiligen  gesetzlichen  Grundlage,  die  diese  Verpflichtung  begründet, 

entnehmen.136

134 BGH, U. v. 27.11.1970, V ZR 52/68, MDR 1971, 205. 
135 Schreiber, Rn. 70; Palandt § 103 BGB Rn. 1. 
136 BGH, U. v. 22.5.1981, V ZR 69/80, MDR 1981, 1002.
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Bei der Beitrags- und Vorschusspflicht der Teilnehmergemeinschaft gemäß § 19 

FlurbG handelt es sich um eine öffentliche Last, die im Gesetz in § 20 FlurbG 

direkt auch als solche bezeichnet ist.

Auch die Eigentümer von Grundstücken, die nicht am Flurbereinigungsverfahren 

teilnehmen, aber einen Teil der Unterhaltskosten von Anlagen oder einen Beitrag 

der Ausführungskosten zu tragen haben, können diese Beiträge nach § 42 Abs. 3 

oder § 106 FlurbG als öffentliche Last zum Verfahren anmelden.137

 III. Verfahrensbeteiligte

Weder der Staat, das jeweilige Bundesland noch die Flurbereinigungsbehörde sind 

Verfahrensbeteiligte des Immobiliarvollstreckungsverfahrens gemäß § 9 ZVG.

Lediglich die Teilnehmergemeinschaft nach § 10 Nr. 1 FlurbG als Körperschaft 

öffentlichen  Rechts  (bestehend  aus  den  Eigentümern  der  vom 

Flurbereinigungsverfahren  betroffenen  Grundstücke  sowie  den 

Erbbauberechtigten) ist nach § 16 FlurbG i.V.m. § 9 Nr. 2 ZVG am Verfahren zu 

beteiligen, falls diese ihre Ansprüche aus der Beitragspflicht in der Rangklasse des 

§ 10 Abs. 1 Nr. 3 ZVG als öffentliche Last rechtzeitig zum Verfahren angemeldet 

hat.138

IV. Zwangsversteigerung entgegenstehendes Recht   i.S. § 28 ZVG  ?  

1. Das normale Flurbereinigungsverfahren

§ 28 ZVG ordnet an, dass die Zwangsversteigerung einstweilen einzustellen oder 

aufzuheben  ist,  wenn  dem  Vollstreckungsgericht  ein  aus  dem  Grundbuch 

ersichtliches Recht oder eine Verfügungsbeschränkung bekannt wird, welches der 

Zwangsversteigerung  an  sich  oder  der  Fortsetzung  des  Verfahrens 

entgegensteht.139

Die  Einleitung  eines  Flurbereinigungsverfahrens  stellt  grundsätzlich  keine 

137 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz, § 10 Rn. 6.5.
138 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz, §  9 Rn. 3.9, m.w. N.
139 Vgl. Dassler, § 28 Rn. 4.
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Grundbuchsperre  oder  ein  Verfügungsverbot  im Sinnes  des  §  135 BGB dar.140 

Rechte,  Verfügungsbeschränkungen  oder  beispielsweise  auch  die 

Eigentumsumschreibung  auf  den  Ersteher  nach  Zuschlagserteilung  können 

weiterhin eingetragen werden.141

Der Erwerber des Grundstücks muss entsprechend § 15 FlurbG lediglich das bis 

zur seiner Eintragung im Grundbuch oder Anmeldung seines Erwerbs auch ohne 

seine  Kenntnis  durchgeführte  Flurbereinigungsverfahren  gegen  sich  gelten 

lassen.142 

Die Intension des § 15 FlurbG ist es, zu verhindern, dass der Erwerber sich auf 

seine  Unkenntnis  des  Verfahrens  beruft  und  folglich  die  bereits  eingetretenen 

Wirkungen des Flurbereinigungsverfahrens gefährdet.143

Die Art des Erwerbes ist dabei für den Wirkungseintritt des § 15 FlurbG ohne 

Bedeutung,  was  zur  Folge  hat,  dass  auch  der  Ersteher  im 

Zwangsversteigerungsverfahren in das bisherige Verfahren eintritt.144

Ein  gutgläubiger  lastenfreier  Erwerb  des  Grundstückes  ist  in  Anbetracht  des 

Flurbereinigungsverfahren nicht möglich, da die Anwendung des § 892 BGB einen 

rechtsgeschäftlichen Eigentumserwerb zur Bedingung hat.145

Bei dem Eigentumserwerb im Wege der Zwangsversteigerung, insbesondere bei 

der Zuschlagserteilung, handelt es sich jedoch um einen staatlichen Hoheitsakt und 

nicht  um  einen  rechtsgeschäftlichen  Erwerbsvorgang,  weshalb  der 

Anwendungsbereich des § 892 BGB im Vorhinein schon nicht gegeben ist.146

Der  Ersteher  des  Grundstücks  wird  mit  Zuschlagserteilung  Teilnehmer  des 

Flurbereinigungsverfahrens und ist berechtigt die Rechtsmittel seines Vorgängers 

weiterzuführen.  Allerdings  hat  er  auch  diejenigen  Teile  des 

Flurbereinigungsverfahren  zu  übernehmen,  die  bereits  dem  Rechtsvorgänger 

gegenüber rechtskräftig geworden sind.147

140 Staudinger/Mayer, EGBGB Artikel 113, Rn. 22.
141 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz, § 15 Rn. 17.3.
142 Stöber, a. a. O.
143 LG Bad Kreuznach, U. v. 21.6.2017, 1 S 132/16, Rn. 39, veröffentlicht unter www.juris.de, 

m.w. N.
144 LG Bad Kreuznach, U. v. 21.6.2017, 1 S 132/16, Rn. 37, veröffentlicht unter www.juris.de, 

m.w.N.
145 LG Bad Kreuznach, U. v. 21.6.2017, 1 S 132/16, Rn. 35, veröffentlicht unter www.juris.de, 

m.w. N.
146 LG Bad Kreuznach, a. a. O.
147 BVerwG, B. v. 1.11.1976, V B 82.74, Rn. 10, BeckRS 1976, 31295463.
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Es wird kein Flurbereinigungsvermerk über die Anordnung des Verfahrens in das 

Grundbuch eingetragen, sondern das Flurbereinigungsverfahren bewirkt lediglich 

das Entstehen einer Veränderungssperre nach § 34 FlurbG.148

Da  sich  die  durch  das  Flurbereinigungsverfahren  bewirkte  Rechtsänderung 

außerhalb des Grundbuches vollzieht, ist eine Eintragung dementsprechend nicht 

von Nöten und Verfügungen über das Grundstück sind weiterhin möglich.149

Außerdem sollen die  Grundsätze des Flurbereinigungsverfahrens  gewährleisten, 

dass das betroffene Grundstück stets in seiner originären Form vorhanden ist und 

der  Erwerber  alle  eingetretenen  Wirkungen  des  Verfahrens  gegen  sich  gelten 

lassen muss.150

Die  Einleitung  eines  Flurbereinigungsverfahrens  ist  somit  nicht  als  ein  die 

Versteigerung hinderndes Recht oder Verfügungsbeschränkung im Sinne des §  28 

Abs. 1 oder 2 ZVG anzusehen.

2. Besonderheiten bei der Verfahrensweise nach § 52 FlurbG

a) Erste Ansicht

Etwas anderes könnte sich durch die Regelung des § 52 FlurbG ergeben.

Im  Grundsatz  ist  der  Teilnehmer  des  Flurbereinigungsverfahrens  für  sein 

Grundstück,  unter  Berücksichtigung  der  nach  §  47  FlurbG  vorgenommenen 

Abzüge, mit einem Geldbetrag von gleichem Wert abzufinden, § 44 Abs. 1 S. 1 

FlurbG.

§  52  Abs.  1  FlurbG  bietet  dem  Teilnehmer  jedoch  auch  die  Möglichkeit  mit 

Vorliegen  seiner  Zustimmung  „statt  in  Land  ganz  oder  teilweise  in  Geld  

abgefunden zu werden.“

In diesem Fall entsteht mit wirksamer, unwiderruflicher Erteilung der Zustimmung 

ein Verfügungsverbot nach § 52 Abs. 3 S. 1 FlurbG und der Teilnehmer darf „das 

Grundstück,  für  das  er  mit  Geld  abzufinden  ist,  nicht  mehr  veräußern  oder  

belasten.“151

148 Staudinger/Mayer, EGBGB, Artikel 113, Rn. 22.
149 BVerwG, B. v. 1.11.1976, V B 82.74, Rn. 12, BeckRS 1976, 31295463.
150 Staudinger/Mayer, EGBGB Artikel 113, Rn. 22.
151 Ebeling, Rpfleger 1987, 232.
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Dieses Verfügungsverbot wird auf Ersuchen der Flurbereinigungsbehörde für die 

Teilnehmergemeinschaft oder für einen Dritten gemäß § 52 Abs. 3 FlurbG in das 

Grundbuch eingetragen und stellt ein sogenanntes relatives Veräußerungsverbot im 

Sinne  des  §  135  BGB  dar.  Dieses  Verbot  bewirkt  hingegen  nur,  dass  ein 

vorgenommenes Rechtsgeschäft  gegenüber einem bestimmten Personenkreis, und 

nicht  der  Allgemeinheit  gegenüber,  unwirksam  ist.  Von  einem  derartigen 

Veräußerungsverbot  sind  auch  die  Maßnahmen  der  Zwangsvollstreckung,  zu 

denen  die  Zwangsversteigerung  gehört,  umfasst  und  wären  folglich  gleichsam 

unwirksam, § 135 Abs. 1 S. 2 BGB.152

Veräußerungsverbote  nach  §  135  BGB  sind  von  dem  Begriff  der 

Verfügungsbeschränkung, wie er in § 28 Abs. 2 ZVG bezeichnet wird, inbegriffen 

und  können  nach  allgemeiner  Ansicht  auch  der  Zwangsversteigerung 

entgegenstehen.153

Allerdings  muss  für  eine  Verfahrensaufhebung  bzw.  deren  einstweilige 

Einstellung,  das Recht eines Dritten durch die Zwangsversteigerung beeinträchtigt 

sein und der Dritte muss diese Beeinträchtigung nicht zu dulden haben.154

Die  Durchführung  des  Zwangsversteigerungsverfahrens  stellt  für  die 

Teilnehmergemeinschaft  des  Flurbereinigungsverfahrens  eine  Beeinträchtigung 

ihrer Rechte dar, da es sich bei dem Verfügungsverbot nach § 52 FlurbG nicht um 

ein Recht handelt, das nach § 52 ZVG  in das geringste Gebot aufgenommen wird 

und in der Folge weiterhin gegen den Ersteher bestehen bleiben würde.155

Denn das geringste Gebot umfasst nur Grundstücksrechte oder Rechte, die eine 

Befriedigung aus dem Grundstück verleihen.156

Das  oben  erwähnte  Verfügungsverbot  lässt  sich  allerdings  in  keine  dieser 

Kategorien einordnen. Das Verbot besitzt auch keinen wirtschaftlichen Wert, der 

einer Sicherung durch die Aufnahme ins geringste Gebot bedürfte und wirkt nur 

gegenüber demjenigen, gegen den es eingetragen wurde.157

Bei § 52 Abs. 1 ZVG handelt es sich jedoch um keine abschließende Regelung. 

Aufgrund anderer Vorschriften können weitere Rechte und Lasten, die sonst nicht 

152 Ebeling, a. a. O.
153 Dassler/Schiffhauer, § 28 Rn. 9.
154 Ebeling, Rpfleger 1987, 232.
155 Ebeling, a .a. O, m.w.N.
156 OLG Hamm, B. v. 17.9.1968, 15 W 360/68, OLGZ 1969, 63, 64. 
157 Ebeling, Rpfleger 1987, 232.
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unter  §  52  ZVG  fallen  würden,  bestehen  bleiben,  wenn  dies  gesetzlich 

vorgeschrieben ist.158

Jedoch,  sollte  man der  Auffassung sein,  dass  das  Verfügungsverbot  nach §  52 

FlurbG den Anforderungen des § 52 ZVG genügt  und somit  mit  ins geringste 

Gebot  aufzunehmen  wäre,  würde  dies  eine  Verwertung  des  zu  versteigernden 

Grundstücks  nahezu  unmöglich  machen,  da  niemand  ein  mit  einem 

Verfügungsverbot belastetes Grundstück erstehen wollen würde.159

Folglich  wird  beispielsweise  durch  Ebeling160 vertreten,  dass  das 

Verfügungsverbot  nicht  ins  geringste  Gebot  aufzunehmen  ist  und 

dementsprechend  mit  Zuschlagserteilung  erlöschen  würde.  Dies  stellt  die 

Beeinträchtigung der Teilnehmergemeinschaft dar.

Für das Vorliegen einer Beeinträchtigung ist  es dabei  auch unerheblich,  ob die 

Geldzahlung für das vom Flurbereinigungsverfahren betroffene Grundstück bereits 

an den oder die Eigentümer des Grundstücks erfolgt ist, da das Verfügungsverbot 

wie  oben beschrieben  durch  die  Nichtaufnahme ins  geringste  Gebot  erlöschen 

würde und somit dadurch schon die Teilnehmergemeinschaft beeinträchtigt.161

Fraglich  ist,  ob  die  Teilnehmergemeinschaft  die  Durchführung  des 

Zwangsversteigerungsverfahrens zu dulden hat. 

Ebeling führt in seinem Aufsatz dazu aus, dass die Teilnehmergemeinschaft die 

Zwangsversteigerung  lediglich  dulden  muss,  wenn  das  Verfahren  von  einem 

dinglichen Gläubiger betrieben wird, dessen Recht bereits vor der Eintragung des 

Verfügungsverbots im Grundbuch vermerkt wurde.162 

Auch  die  Vollstreckung  durch  einen  persönlichen  Gläubiger  muss  geduldet 

werden, wenn die Beschlagnahme des Grundstücks nach § 22 ff.  ZVG für den 

persönlichen  Gläubiger  vor  der  Eintragung  des  Verfügungsverbotes  wirksam 

erfolgte. Denn die Beschlagnahme des Grundstücks indiziert gemäß § 23 Abs. 1 S. 

1 ZVG selbst ein relatives Veräußerungsverbot im Sinne der §§ 135, 136 BGB und 

schützt somit den betreibenden Gläubiger.163

158 LG Bad Kreuznach, U.v. 21.6.2017, 1 S 132/16, Rn. 37.
159 Ebeling, Rpfleger 1987, 232.
160 Ebeling, a. a. O. 
161 Ebeling, a. a. O.
162 Ebeling, a. a. O.
163 Ebeling, Rpfleger 1987, 233.
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Das Verfügungsverbot nach § 52 Abs. 3 FlurbG stellt nach Meinung Ebelings ein 

relatives Veräußerungsverbot gemäß § 135 BGB dar und gehört somit gemäß § 28 

ZVG  zu  den  Rechten,  die  der  Anordnung  der  Zwangsversteigerung 

entgegenstehen können. Etwas anderes gilt nur, wenn das Recht des betreibenden 

Gläubigers dem eingetragenem Verfügungsverbot in Rang vorgeht.164

Denn die Intension des Verfügungsverbotes nach § 52 FlurbG sei es gerade, die 

Zwangsversteigerung  des  Grundstücks  aufgrund  eines  persönlichen  oder 

dinglichen Anspruchs, der erst nach dem Verbot entstanden ist, zu unterbinden.165

b) Zweite Ansicht

Anders wird der Sachverhalt von Stöber166 betrachtet. Nach seiner Überzeugung 

stellt das Verfügungsverbot nach § 52 Abs. 3 FlurbG kein Gegenrecht im Sinne des 

§ 28 ZVG dar. Die Zwangsversteigerung darf unabhängig davon, ob das Verfahren 

von einem persönlichen oder dinglichen Gläubiger betrieben wird, angeordnet und 

durchgeführt werden. Dabei ist es auch ohne Bedeutung, ob die Beschlagnahme 

bzw. das Recht,  aus dem die Versteigerung betrieben wird,  vor oder nach dem 

Wirksamwerden  des  Verfügungsverbotes  erfolgte  bzw.  eingetragen  wurde.  Er 

vertritt der Ansicht, dass die Teilnehmergemeinschaft nach § 772 ZPO gegen die 

Anordnung  des  Versteigerungsverfahrens  trotz  des  vorliegenden 

Verfügungsverbotes vorgehen müsste.167

3. Fazit

Es  bleibt  festzustellen,  dass  das  Flurbereinigungsverfahren  an  sich  kein 

Verfahrenshindernis im Sinne des § 28 ZVG darstellt.

Lediglich das Verfügungsverbot nach § 52 FlurbG steht, falls man die Ansicht von 

Ebeling  vertritt,  der  Anordnung  oder  Durchführung  der  Zwangsversteigerung 

immer dann entgegen, wenn es dem bestbetreibenden Gläubiger im Rang vorgeht, 

da in diesem Fall keine Duldungspflicht der Teilnehmergemeinschaft in Bezug auf 

164 Ebeling, Rpfleger 1987, a. a. O.
165 Ebeling, Rpfleger 1987, a. a. O., m.w. N.
166 Stöber, Handbuch der Rechtspraxis, § 28 Rn.18.
167 Stöber, a. a. O.
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die Vollstreckung besteht. Das Verfahren ist dann gar nicht erst anzuordnen bzw. 

aufzuheben oder falls das Verfahren schon weiter vorangeschritten ist, nach dem 

Schluss des Versteigerungstermins durch Zuschlagsversagung nach §§ 33, 83 Nr. 

5, 86 ZVG zu beenden.

Sollte man dieser Ansicht nicht folgen, ist das Flurbereinigungsverfahren, auch bei 

Vorliegen des Verfügungsverbotes nach § 52 FlurbG, überhaupt nicht als Hindernis 

für  die  Versteigerung  anzusehen  und  das  Verfahren  kann  ungehindert  dessen 

angeordnet oder fortgeführt werden.

V. Besonderheiten beim Verfahren

Wie festgestellt, hindert ein laufendes Flurbereinigungsverfahren die Anordnung 

des  Zwangsversteigerungsverfahrens  nicht.168 Auch  ein  nach  Anordnung  der 

Versteigerung  eingeleitetes  Verfahren  führt  nicht  zur  Aufhebung  oder 

einstweiligen Einstellung der Zwangsversteigerung. 

Grundsätzlich dürfen Eintragungen nach dem Eintritt des neuen Rechtszustandes 

entsprechend der Ausführungsanordnung des Flurbereinigungsplans (sprich nach 

Vollzug des Flurbereinigungsverfahrens) aber noch vor Grundbuchberichtigung, 

nicht mehr in den alten Grundbuchblättern erfolgen. Lediglich die Eintragung des 

Zwangsversteigerungsvermerks  stellt  hier  eine  Ausnahme  dar.  Dieser  darf 

dennoch eingetragen werden, eine vorzeitige Grundbuchberichtigung ist hierfür 

nicht erforderlich.169

Ab dem in der Ausführungsanordnung bestimmten Zeitpunkt (§ 61 FlurbG) ist das 

neu entstandene Grundstück Gegenstand des Zwangsversteigerungsverfahrens.170

§ 17 Abs. I  ZVG ordnet zwar an, dass „die Zwangsversteigerung nur angeordnet  

werden darf, wenn der Schuldner als Eigentümer des Grundstücks eingetragen  

(…) ist.“

Sollte das Flurbereinigungsverfahren jedoch bereits erfolgreich durchgeführt, das 

Grundbuch  aber  noch  nicht  berichtigt  worden  sein,  ist  die  Eintragung  des 

168 Stöber, Rn. 401.
169 LG Ellwangen, B. v. 18.51987, 1 T 24/87 - 10, BWNotZ 1989, 91-92.
170 Stöber, Zwangsversteigerungsgesetz § 17 Rn. 17.5.
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Schuldners als Eigentümer des neu gebildeten Grundstücks nicht erforderlich für 

die  Erfüllung  der  Voraussetzungen  des  §  17  ZVG.171 Denn  bei  dem  neu 

entstandenen  Grundstück  handelt  es  sich  um das  alte  Grundstück  lediglich  in 

veränderter Form.172

VI. Erlöschen der Beiträge durch Zuschlagserteilung?

Gemäß § 91 Abs. 1 ZVG erlöschen mit Zuschlagserteilung „die Rechte, welche  

nicht nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben sollen.“

Ein Recht am Grundstück bleibt laut § 52 ZVG „insoweit bestehen, als es bei der  

Feststellung des geringsten Gebots  berücksichtigt  und nicht  durch Zahlung zu  

decken ist.“

Da die Beiträge der Teilnehmergemeinschaft zum Flurbereinigungsverfahren nicht 

grundbuchersichtlich sind, müssen diese rechtzeitig bis zur Abgabe von Geboten 

zum Verfahren angemeldet werden, §§ 45 Abs. 1, 37 Nr. 4 ZVG.

Nur  dann  werden  die  Beiträge  als  öffentliche  Last  bei  der  Feststellung  des 

geringsten Gebotes in der Rangklasse des § 10 Abs. 1 Nr. 3 ZVG berücksichtigt 

und bleiben bestehen.173

Sollte  die  Anmeldung  jedoch  nicht  rechtzeitig  erfolgen,  erlöschen  die  nicht 

angemeldeten Beträge durch Zuschlag.

171 Stöber, a. a. O.
172 Stöber, a. a. O.
173 OLG Stuttgart, U. v. 17.3.2014, 5 U 126/13, BWGZ 2014, 754.
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